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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


War die Teilnahme des stellvertretenden Chefs 
des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung, Wolfgang C. Gibowski, an der Mitglie- 
derversammlung der Forschungsgruppe Wahlen 
als Dienstreise genehmigt? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Hausmann 
vom 15. Mai 1996 

Ja. 


2. Abgeordneter Wurden die Kosten vom Bundespresseamt über- 

Rezzo nommen? 

Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Peter Hausmann 
vom 15. Mai 1996 

Nein. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


3. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche genaue Kenntnis besitzt die Bundes- 
regierung über den Stand des Verfahrens gegen 
die 19 Ogoni (nach Information der 'Movement 
for the Survival of the Ogoni People' [MOSOP] 
handelt es sich um folgende Personen: Bariture 
Lebee, John Banatu, Babina Vizor, Dobgbara Zor- 
zor, Friday Gburuma, Yedah Naasikpo, Paul Dee- 
kor, Elijah Lekie Badom, Blessing Israel, Taagalo 
K. Monsi, Kagbara Basseh, Adam Kaa, Sampson 
Ntignee, Godwin Gbodoo, Samuel Asigha, Nwin- 
bari Papa, Benjamin Kabari alias Monday Kabari, 
Baribuma Kumanwe und Ngabaa Baovi), denen 
nach der Verurteilung und Hinrichtung des 
Umweltschützers und Menschenrechtlers Ken 
Saro Wiwa und acht seiner Mitstreiter im Novem- 
ber 1995 selbst die Verurteilung nach einem un- 
fairen Gerichtsverfahren droht und die sich in der 
Gefahr befinden, zum Tode verurteilt zu werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 14. Mai 1996 


Das Verfahren gegen die 19 Ogoni wird in Nigeria z. Z. vorbereitet. Der 
italienische Botschafter als Vertreter der EU-Präsidentschaft hatte Gele- 
genheit, mit dem Justizminister zu sprechen. Dabei sagte der Justizmini- 
ster, daß das Verfahren nicht vor dem Sondergericht abgehalten werden 
würde, vor dem der erste Prozeß gegen Ken Saro Wiwa und acht weitere 
Ogoni stattfand. Ob er damit nur die Besetzung dieses Sondergerichtes 
meinte oder ob es ein Hinweis darauf war, daß das Verfahren, wie von der 
Bundesregierung immer angestrebt, vor einem ordentlichen Gerichtshof 
stattfinden wird, wurde nicht völlig klar. 

Durch einstweilige Verfügung des Obersten Bundesgerichts in Lagos ist 
außerdem angeordnet worden, daß das Verfahren vor einem ordentlichen 
Gericht stattfindet, doch ist nicht gewährleistet, daß diese Anordnung 
auch befolgt wird. 


4. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon oder 
kann sie dementieren, aus welchem Grund 
einer der Rechtsanwälte dieser 19 Ogoni, Gani 
Fawehinmi, seit Januar 1996 in Haft ist (Süddeut- 
sche Zeitung vom 5. Februar 1996, S. 6), und 
wenn ja, wo ist er z. Z. in Haft? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 14. Mai 1996 


Es ist der Bundesregierung bekannt, daß Rechtsanwalt Gani Fawehinmi 
seit Januar 1996 in Haft ist; Nach seiner Vernehmung vor gut zwei Wochen 
wurde er in den Nordosten des Landes zurückgebracht. Wahrscheinlich ist 
er z. Z. in Maidogoni inhaftiert. Der genaue Grund ist nicht bekannt. 


5. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kenntnis besitzt die Bundesregierung 
über die Gefängnissituation der 19 Ogoni und 
deren Gesundheitszustand, insbesondere den 
von Blessing Israel und Ngabaa Baovi? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 14. Mai 1996 


Die 19 Ogoni sind im Norden des Landes inhaftiert. Sie befinden sich nicht 
nur in dem Gefängnis von Kaduna, sondern in verschiedenen Gefängnis- 
sen. Nach Auskunft der nigerianischen Regierung ist dies aus Sicherheits- 
gründen so veranlaßt worden. Unsere Botschaft hat keine Möglichkeit, die 
Gefangenen zu besuchen. Daher verfügt die Bundesregierung auch nicht 
über genaue Kenntnisse über deren Gesundheitszustand. 
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6. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit 
diese 19 Ogoni und Gani Fawehinmi freigelassen 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 14. Mai 1996 

Die Bundesregierung versucht zusammen mit ihren EU-Partnern zu errei- 
chen, daß die 19 Ogoni so schnell wie möglich ein ordentliches Gerichts- 
verfahren bekommen und die Vorwürfe gegen Gani Fawehinmi genau 
definiert werden, damit er entweder ebenfalls ein solches Verfahren erhält 
oder freigelassen wird. Unser Botschafter hat ebenfalls einen Termin beim 
Justizminister beantragt, um diese Fragen zu besprechen und die Position 
der Bundesregierung erneut klarzustellen. Dieser Termin wurde ihm für 
den 17. Mai zugesagt. Nachdem dem Vertreter der Präsidentschaft der EU 
auch zugesichert wurde, daß interessierte Botschaften den Prozeß gegen 
die 19 Ogoni beobachten können, hat unsere Botschaft außerdem Wei- 
sung erhalten, den Prozeß wahrzunehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Welche Gesamtkosten sind für den Steuerzahler 
angesichts der gewalttätigen Demonstrationen 
gegen den Castor-Transport angefallen, und 
stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß diese Kosten angesichts über 100 weiterer 
derartiger Transporte in den nächsten Jahren 
dem Steuerzahler nicht zumutbar sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom21.Mai 1996 


Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit auf dem Gebiet der 
Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes wurden vom Bundesgrenz- 
schutz (BGS) in seinem originären Zuständigkeitsbereich anläßlich des 
Transports von Glaskokillen von La Hague (Frankreich) nach Gorleben 
(Niedersachsen) am 7./8. Mai 1996 in dem erfordern chen Umfang Einsatz- 
kräfte sowie Führungs- und Einsatzmittel zum Einsatz gebracht. Durch 
diese polizeiliche Präsenz im Zuständigkeitsbereich des BGS konnten Stö- 
rungen gegen den Transport auf ein unbedeutendes Maß reduziert 
und ein im wesentlichen reibungsloser Transportverlauf gewährleistet 
werden. 

Der Einsatz erfolgte unter Inanspruchnahme der dem BGS für die ihm 
gesetzlich obliegenden Aufgaben zur Verfügung stehenden Einsatzkräfte 
sowie Führungs- und Einsatzmittel, so daß keine zusätzlichen Kosten ent- 
standen sind und daher auch nicht gesondert zu ermitteln waren. Wäre 
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dieser Einsatz des BGS zur Unterstützung eines oder mehrerer Länder im 
Rahmen des § 11 BGSG erfolgt, hätten ggf. Mehrkosten (z. B. Mehrar- 
beitsentschädigungen, Betriebskosten für eingesetztes Gerät) in Höhe von 
ca. 4,8 Mio. DM eingefordert werden können. 

Da dies jedoch nicht der Fall war, erübrigte sich eine derartige Maßnahme. 

Die den Ländern entstandenen Kosten anläßhch dieses Einsatzes sind 
nicht bekannt. 

Hinsichtiich der Durchführung weiterer derartiger Transporte wird darauf 
hingewiesen, daß es sich dabei um Maßnahmen im Rahmen des mit den 
Ländern abgestimmten nuklearen Entsorgungskonzeptes in der Bundes- 
republik Deutschland handelt, bei denen dem Staat die Gefahrenabwehr 
und die Aufrechterhaltung der öffenthchen Sicherheit und Ordnung 
obliegt. Solange sachgerechte Alternativen nicht erkennbar sind, stellt 
sich die Frage der Zumutbarkeit nicht. 


8. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung engagiert dafür 
einsetzen, daß alle vorhandenen Möglichkeiten 
genutzt werden, um die Kosten für Polizeiein- 
sätze bei ungenehmigten Demonstrationen voll 
auf unfriedliche Demonstranten, wie z. B. die 
Gewalttäter in Gorleben gegen den Castor- 
Transport, umzulegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. Mai 1996 

Die Bewältigung polizeüicher Einsatzlagen erfolgt im Rahmen der staat- 
lichen Verpflichtung zur Gefahrenabwehr und Gewährleistung der öf- 
fentlichen Sicherheit und Ordnung. Soweit dabei Personen- und Sach- 
schäden zu Lasten der Einsatzkräfte und -mittel entstehen, werden diese 
bereits jetzt im Rahmen der gesetzlichen Regelungen von den Schadens- 
verursachern eingefordert. 


9. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 


(SPD) 


Aus welchen Gründen wurde der deutsch-polni- 
sche Grenzübergang am Wanderweg Olbern- 
hau/Grünthal — Brandov geschlossen, und ist 
statt dessen beabsichtigt, dort eine Übergangs- 
möglichkeit für Pkw zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 16. Mai 1996 

Die Bundesregierung hat den grenzüberschreitenden Wanderweg 
Olbernhau — Brandov/Brandau nicht endgültig geschlossen, sondern nur 
dessen Nutzung befristet aus gesetzt, weil er weit überwiegend nicht zu 
dem im deutsch-tschechischen Abkommen über den Kleinen Grenzver- 
kehr festgelegten Zweck - der Ausübung des Freizeitsports - in Anspruch 
genommen wurde. Rund 90% der Grenzpassanten frequentierten die 
Grenzübertrittsstelle, um den auf tschechischem Gebiet befindhchen 
Vietnamesenmarkt aufzusuchen und preisgünstig einzukaufen. Sie ver- 
hielten sich damit illegal und begingen Ordnungswidrigkeiten bzw. Straf- 
taten. Im übrigen führte das damit einhergehende Verkehrsaufkommen in 
Olbernhau zu einer erhebhchen Beeinträchtigung der Belange der 
Bewohner und zu Gefahren für die Allgemeinheit. 
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Nach den derzeitigen Planungen mit der tschechischen Seite ist die Ein- 
richtung eines regulären Grenzübergangs mit Zulassung für den Pkw- 
Verkehr bei Olbernhau nicht, wohl aber im Bereich des nahegelegenen 
Ortes Deutscheinsiedel in Aussicht genommen. 


10. Abgeordneter Wie viele Polizeivollzugsbeamte des Bundes- 

Hartmut grenzschutzes und - soweit der Bundesregierung 

Koschyk hierüber Erkenntnisse vorliegen - der Bundes- 

(CDU/CSU) länder kamen bei der Sicherung des Transports 

des Castor-Behälters von La Hague in das 
Zwischenlager Gorleben am 7. und 8. Mai 1996 
zum Einsatz, und wie hoch sind die Kosten für den 
Bund und - soweit der Bundesregierung hierüber 
Erkenntnisse vorliegen - die Bundesländer sowie 
für den Verlust und die Beschädigung von Ein- 
satz- und Führungsmitteln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. Mai 1996 

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit auf dem Gebiet der 
Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes wurden vom BGS in seinem 
originären Zuständigkeitsbereich anläßüch des in Rede stehenden Trans- 
portes ca. 7 200 PolizeivollzugsbeamteZ-beamtinnen eingesetzt. 

Der Einsatz erfolgte unter Inanspruchnahme der dem BGS für die ihm 
gesetzlich obliegenden Aufgaben zur Verfügung stehenden Einsatz- 
kräfte, so daß keine zusätzlichen Personalkosten entstanden sind und 
daher auch nicht gesondert zu ermitteln waren. 

Wäre der Einsatz des BGS für den Transport im Rahmen des § 1 1 BGSG zur 
Unterstützung eines oder mehrerer Länder erfolgt, hätten ggf. Mehr- 
kosten (z. B. Mehrarbeitsvergütungen, Betriebskosten für eingesetztes 
Gerät) in Höhe von ca. 4,8 Mio. DM angefordert werden können. 

Da dies jedoch nicht der Fall war, erübrigt sich eine derartige Maßnahme. 

Die Schadenssumme für evtl, beschädigte und/oder in Verlust geratene 
Führungs- und Einsatzmittel des BGS wird derzeit im Zuge der laufenden 
Einsatznachbereitung ermittelt. Sie dürfte jedoch aufgrund der im wesent- 
üchen problemlosen Transportdurchführung im originären Zuständig- 
keitsbereich des BGS relativ gering sein. 

Zu den tatsächlichen Einsatzstärken und -kosten der von dem Transport 
betroffenen Pohzeien der Länder liegen keine verbindlichen Angaben 
vor. 


11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge 

Thomas der nationalsozialistischen Regierung in Deutsch- 

Krüger land von 1933 bis 1945 und des von ihr verursach- 

(SPD) ten Zweiten Weltkrieges es bis heute für eine 

Reihe von in Deutschland geborenen Angehöri- 
gen der jüdischen Glaubensgemeinschaft nicht 
möghch ist, eine Wiedereinbürgerung aufgrund 
des Artikels 116 Abs. 2 GG zu erlangen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 


Der Bundesregierung liegen zu der behaupteten Unmöglichkeit keine 
Erkenntnisse vor. Artikel 116 Abs. 2 GG sichert allen früheren deutschen 
Staatsangehörigen, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 
1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen entzogen worden ist, und ihren Abkömmlingen den Wiederer- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit. Darüber hinaus gibt § 12 Abs. 1 
des (1.) Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit den 
früheren deutschen Staatsangehörigen, die im Zusammenhang mit NS- 
Verfolgungsmaßnahmen aus politischen, rassischen oder religiösen Grün- 
den vor dem 26. Februar 1955 eine fremde Staatsangehörigkeit erworben 
und dadurch die deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, einen Ein- 
bürgerungsanspruch. 


12. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung für die 
Danziger Bürger jüdischer Glaubensgemein- 
schaft zu tun, die die deutsche Staatsangehörig- 
keit nicht durch Verordnung über die deutsche 
Volksliste vom 4. März 1941 erlangt haben, und 
welchen Stellenwert mißt sie unter dem Aspekt 
der Wiedergutmachung der Einbürgerungsmög- 
lichkeit nach § 13 des Reichs- und Staatsangehö- 
rigkeitsgesetzes (RuStAG) bei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 


Wer - und das gilt auch für ehemalige Danziger Bürger jüdischen Glau- 
bens - aus rassischen Gründen von einer Sammeleinbürgerung im Sinne 
des § 1 Abs. 1 des (1.) Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit ausgeschlossen war, hat nach § 11 dieses Gesetzes einen 
Anspruch auf Einbürgerung, wenn er in Deutschland seinen dauernden 
Aufenthalt und nicht zwischenzeitlich eine fremde Staatsangehörigkeit 
erworben hat. Fehlt es an diesen Voraussetzungen, so kommt eine Einbür- 
gerung aufgrund der allgemeinen Vorschriften in Betracht; bei im Aus- 
land lebenden Bewerbern wird dabei im Hinblick auf den Wiedergut- 
machungsgehalt in großzügiger Weise von der Möglichkeit einer Einbür- 
gerung auf der Grundlage der sonst selten angewandten Norm des § 1 der 
Verordnung vom 20. Januar 1942 Gebrauch gemacht. In gleicher Weise 
kommt § 13 RuStAG zur Anwendung, wenn es sich um ehemalige Danzi- 
ger, die vor dem Erwerb der Danziger Staatsangehörigkeit im Besitz der 
deutschen Staatsangehörigkeit waren, oder um deren Abkömmlinge han- 
delt. 


13. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Welchen Weg beschreitet die Bundesregierung in 
den Fällen, in denen der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit durch die Machtergreifung 
der Nationalsozialisten behindert war, und wel- 
che Bedeutung kommt hierbei dem Wiedergut- 
machungsgedanken zu? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 

In allen Einbürgerungsfällen, in denen geltend gemacht wird, daß der 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch die Machtergreifung 
der Nationalsozialisten behindert worden ist, kommt bei der Anwendung 
der maßgeblichen Vorschriften dem Wiedergutmachungsgedanken eine 
entscheidende Bedeutung zu. 


14. Abgeordneter 

Thomas 

Krüger 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß nach der durch das Grund- 
' gesetz getroffenen Zuständigkeitsverteilung für die Entscheidung über 
Einbürgerungsbegehren von Personen, die einmal im Bundesgebiet ge- 
lebt haben, die Einbürgerungsbehörden der Länder zuständig sind. Eine 
Beteiligung des Bundesministeriums des Innern ist lediglich dann vorge- 
sehen, wenn eine Landesbehörde die Zustimmung zu einer von dort beab- 
sichtigten Einbürgerung einholt. 

Die Auslandsvertretungen üben in Einbürgerungsangelegenheiten in der 
Regel Beratungs- und Übermittlungsfunktionen aus. Die Botschaft Lon- 
don hat seit 1993 rd. 700 Wiedereinbürgerungsanträge nach Artikel 116 
Abs. 2 GG sowie § 12 des (1.) Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit entgegengenommen. Nach Erfahrungswerten der 
Botschaft beläuft sich die Bearbeitungszeit dieser Anträge im Durchschnitt 
auf sechs Monate bis zu einem Jahr. In Einzelfällen kann die Bearbei- 
tungszeit auch erheblich darüber liegen. Nach Auskunft der Botschaft 
London liegen derzeit bei 61 Einbürgerungsanträgen die Stellungnahmen 
der zuständigen innerdeutschen Behörden noch nicht vor. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Reihe 
von Einbürgerungsbegehren (dem Unterzeichner 
liegt eine Liste von 18 Personen vor) von in 
Deutschland geborenen Bürgern der jüdischen 
Glaubensgemeinschaft in der Londoner Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland vorliegt, und 
kann sie angeben, welchen Zeitraum die Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland für die 
Bearbeitung bis zur anstehenden Entscheidung 
der Begehren noch benötigen wird? 


15. Abgeordneter 

Dr. Otto 

Graf Lambsdorff 

(F.D.P.) 


Gibt es einen belastbaren Grund für die Entschei- 
dung des Kabinetts, Ausbau und Betrieb des 
IVBB {Informationsverbund Berlin-Bonn) ohne 
Wettbewerbsverfahren zu vergeben, zumal dies 
in der Konsequenz das private Unternehmen, die 
Deutsche Telekom AG, vor anderen privaten 
Anbietern bevorzugt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 


Die Deutsche Telekom AG ist 1994 nach einem Wettbewerb vom Bundes- 
minister des Innern beauftragt worden, die Einstiegslösung für den Infor- 
mationsverbund Berlin-Bonn (IVBB) entsprechend den damaligen Anfor- 
derungen zu realisieren. Dieser Auftrag läuft noch bis Ende 1998 und wird 
bedarfsgerecht fortgeschrieben. 
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Die Deutsche Telekom AG kann derzeit alle Telekommunikationsleistun- 
gen bereitstellen und hat umfassende Erfahrungen im Netzbetrieb. Sie hat 
zudem besondere Erfahrungen durch das Betreiben des bisherigen Regie- 
rungsnetzes mit seinen Sicherheitsvorkehrungen und ist Eigentümerin 
des Bundesbehördennetzes (exklusiv genutztes Sondernetz), auf dem die 
Einstiegslösung realisiert ist. Zum Bundesbehördennetz gehören auch 
zwei besonders gesicherte Vermittlungsstellen. 

Die Planung für den künftigen Ausbau des IVBB sieht vor, daß auch wei- 
terhin eine Netzinfrastruktur (Leitungen, Übertragungs- und Vermitt- 
lungstechnik) bereitgestellt wird, die exklusiv durch die Bundesregierung 
und die weiteren Verfassungsorgane genutzt wird. Dies wird aus Sicher- 
heitsgründen (Verfügbarkeit) als zwingend angesehen. Eine geschlos- 
sene exklusive Netzinfrastruktur kann derzeit (und auch mittelfristig) nur 
die Deutsche Telekom AG bereitstellen. 

Mögliche Mitbewerber der Deutschen Telekom AG befinden sich noch in 
der Aufbauphase. Die Grundsatzentscheidung über den weiteren Ausbau 
des IVBB war jedoch rasch zu treffen, um der Planung für den Umzug des 
Parlaments nach Berlin und für die Aufteilung der Regiergungsfunktionen 
auf Berlin und Bonn gerecht werden zu können. 

Die freihändige Vergabe an die Deutsche Telekom AG ist vergaberecht- 
lich aus Gründen des VS-Schutzes zulässig (vgl. Antwort zu Frage 17). 


16. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Schätzungen über die 

Dr. Otto Mehrkosten, die durch den Verzicht auf ein Wett- 

Graf Lambsdorff bewerbsverfahren entstehen? 

(F.D.P.) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Telekom AG auch wirtschaftlich vorteilhaft ist. Dafür sprechen 
vor allem folgende Gründe: 

Wesentliche Teile des zukünftigen Netzes (insbesondere für Piloterpro- 
bungen) müssen bereits vor 1998 realisiert werden. Dies kann in Wei- 
terentwicklung des bestehenden Vertrages nur durch die Deutsche Tele- 
kom AG erfolgen. Hierzu sind Investitionen durch die Deutsche Telekom 
AG erforderlich, die während der Vertragslaufzeit bereits teilweise abge- 
schrieben werden. Weiterhin kann auf eine existierende, betriebswirt- 
schaftlich abgeschriebene Infrastruktur (Bundesbehördennetz) zurückge- 
griffen werden. Bei einem Betreiberwechsel wären diese Investitionen 
erneut zu finanzieren. Art, Umfang, Qualität und Zeitpunkt der Einfüh- 
rung neuer Dienste sind mittelfristig nicht genau absehbar. Die Erarbei- 
tung einer umfassenden Leistungsbeschreibung für die längerfristige 
Realisierung des IVBB ist daher nicht möglich. Eine sukzessive bedarfs- 
gerechte Weiterentwicklung der bisherigen IVBB-Realisierung durch die 
Deutsche Telekom AG stellt daher am ehesten ein wirtschaftliches Vor- 
gehen sicher. 


17. Abgeordneter 

Dr. Otto 

Graf Lambsdorff 
(F.D.P.) 


Sind der Bundesregierung Reaktionen der Euro- 
päischen Kommission bzw. unserer Partner in der 
Welthandelsorganisation wegen dieses Vor- 
gehens bei einer öffentlichen Auftragsvergabe 
bekannt, bzw. welche werden erwartet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Mai 1996 

Der Bundesregierung sind keine Reaktionen bekannt, es werden auch 
keine erwartet. Die Summe der Unterlagen über die Konzeption und die 
tatsächliche Realisierung des IVBB (Standorte, Linienführung, Art und 
Umfang der Sicherheitsmaßnahmen usw.) ist als VS-Geheim eingestuft. 
Aufgrund der Einstufung unterhegt der Auftrag nicht der Lieferkoordinie- 
rungs-, Baukoordinierungs- und Dienstleistungsrichtlinie ddr EU oder 
dem WTO-Abkommen [früher GATT] (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung 
über die Vergabebestimmungen für Öffentliche Aufträge vom 22. Februar 
1994, Artikel 4 Abs. 2 DLR, Artikel 23 Nr. 1 WTO-Abkommen). 


18. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung einen Gesetz- 
entwurf zur Kürzung der Beamtenbezüge im 
Krankheitsfall und zur Anrechnung von Kuren 
auf den Urlaub vorlegen, der die Gleichbehand- 
lung der Beamten im Verhältnis zu den Arbeitern 
und Angestellten gewährleistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 17. Mai 1996 


Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. haben am 10. Mai 1996 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Bezügefortzahlung bei Krankheit 
beschlossen und in die parlamentarische Beratung eingebracht. Mit dem 
Gesetzentwurf sollen die im Entwurf eines arbeitsrechtlichen Gesetzes zur 
Förderung von Wachstum und Beschäftigung (Arbeitsrechtliches Beschäf- 
tigungsförderungsgesetz) vorgesehenen Maßnahmen für Beamte, Rich- 
ter, Soldaten und Bezieher von Amtsbezügen nachvollzogen werden; zu 
den Gesetzentwürfen sind Formulierungshilfen der jeweils zuständigen 
Bundesministerien geleistet worden. 


19. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung einen Gesetz- 
entwurf zu Abschlägen von den Beamtenpensio- 
nen bei vorzeitigem Ruhestand vorlegen, um in 
der Beamtenversorgung dieselben Einschrän- 
kungen wirksam zu machen, wie sie sie durch 
versicherungsmathematische Abschläge für Ar- 
beiter und Angestellte anstrebt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 17. Mai 1996 

Die Bundesregierung hat bereits Ende letzten Jahres einen Gesetzentwurf 
beschlossen, der solche Abschläge vorsieht. Der Entwurf eines 
Dienstrechtlichen Reformgesetzes (Drucksache 13/3994), der z. Z. den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages vorliegt, enthält neben der Her- 
aufsetzung der sog. Antragsaltersgrenze vom 62. auf das 63. Lebensjahr 
auch das Vorziehen des Versorgungsabschlags um vier Jahre. Die zeit- 
gleich mit dem Rentenreformgesetz 1992 eingeführten Abschläge von den 
Beamtenpensionen bei vorzeitigem Ruhestand sollten zunächst - wie im 
Rentenrecht - stufenweise mit dem Jahr 2002 einsetzen. Um dem Trend 
zur Frühpensionierung kurzfristig entgegenzuwirken, hat sich die Bun- 
desregierung entschlossen, die Abschläge bereits ab dem 1. Januar 1998 
einsetzen zu lassen. 
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20. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie viele Organisationen zur Vertretung der In- 
teressen NS-Verfolgter wurden bisher bzw. wer- 
den in Zukunft mit Bundesmitteln in welcher 
Höhe gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 16. Mai 1996 


Aus den Haushaltsmitteln des Kapitels 06 03 wurden folgende Einrichtun- 
gen gefördert: 

- Stiftung 20. Juli 1944 (vormals Stiftung Hilfswerk 20. Juli 1944), Sitz 
Frankfurt a. M. 

- Union Deutscher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenverbände e. V. 
(U. D. W. V.), Sitz Frankfurt a. M. 

- Zentralverband Demokratischer Widerstandskämpfer- und Verfolg- 
tenorganisationen (ZDWV) e. V. Bonn, Sitz Bonn 


Für diese Einrichtungen wurden folgende Haushaltsmittel bewilligt bzw. 
vorgesehen (beispielhaft 1994 bis 1997): 



1994 

TDM 

1995 

TDM 

1996 

TDM 

1997 

TDM 

Stiftung Hilfswerk 

330 

335 

278 

278 

U. D. W. V. 

76 

82 

86 

89 

ZDWV 

99 

98 

102 

103 


21. Abgeordneter Wie sehen diese Zahlen (Anzahl/Förderhöhe) in 

Rolf bezug auf Organisationen zur Vertretung SBZ- 

Schwanitz bzw. DDR- Verfolgter aus? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 16. Mai 1996 

Aus Kapitel 0640 Titel 68502 können Projekte der Vereinigungen von 
Opfern des SED-Regimes gefördert werden. Im Haushaltsjahr 1995 wur- 
den zwei Verbänden, darunter ein Dachverband mit 16 Mitgliedsvefeini- 
gungen, insgesamt 568850 DM bewilligt. 


Wie lautet die vollständige INPOL- Statistik für 
die Jahre 1994 und 1995 jeweils, und wie viele 
Personendatensätze von Verdächtigen, Nichtver- 
dächtigen und anderen Personen waren zum 
31. Dezember 1995 in den beim Bundeskriminal- 
amt unterhaltenen Falldateien, Aktennach- 
weisen sowie den einzelnen sog. PIOS- und 
SPUDOK-Anwendungen jeweils gespeichert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 17. Mai 1996 

Die INPOL-Statistiken für die Jahre 1994 und 1995 - in der Form, wie sie 
bis 1993 hergestellt wurden - liegen nicht vor. Das Bundeskriminalamt 
mußte die Erstellung aus Gründen der Arbeitskapazität auf geben, so daß 
die hier erbetenen Angaben nicht vorliegen. 


22. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


23. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Sind von der Bundesregierung in der nächsten 
Zeit Veränderungen der Rahmenbedingungen 
für die GEMA (Gesellschaft für musikalische Auf- 
führungs- und mechanische Vervielfältigungs- 
rechte) geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 

Die für die Werknutzung maßgeblichen Vergütungstarife werden im Rah- 
men der gesetzlichen Vorgaben (§ 13 des Urheberrechtswahrnehmungs- 
gesetzes) von den Verwertungsgesellschaften, wie z. B. der GEMA, in 
eigener Verantwortung festgesetzt. Die Verwertungsgesellschaften 
unterstehen dabei allerdings der Staatsaufsicht durch das Deutsche 
Patentamt (§ 18 des Urheberrechtswahrnehmungsgesetzes). Das Deut- 
sche Patentamt verfügt indes nur über begrenzte rechtliche Einfluß- 
möglichkeiten auf die Tarifgestaltung. Es hat jedoch bei der GEMA 
gewisse Veränderungen in diesem Bereich angeregt und steht diesbezüg- 
lich in ständigem Kontakt zu den Leitungsorganen der GEMA. 

Gesetzgeberischer Handlungsbedarf im Bereich des Urheberrechtswahr- 
nehmungsgesetzes besteht nach Auffassung der Bundesregierung nicht. 


24. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möghchkeit, den 
Schwierigkeiten von kulturellen Organisationen, 
insbesondere der neuen Bundesländer, dahin 
gehend zu begegnen, daß es möglicherweise zu 
einer stärkeren Differenzierung bei den GEMA- 
Gebühren für die unterschiedlichen Arten von 
Veranstaltungen kommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 

Bereits nach der gegenwärtigen Tarif Struktur wird der unterschiedlichen 
Natur verschiedener Arten von Veranstaltungen durch unterschiedliche 
Vergütungstarife der GEMA Rechnung getragen. Im Rahmen der gegen- 
wärtig von der GEMA vorbereiteten Neugestaltung der Vergütungstarife 
wird auch geprüft, inwieweit der Anteil der Werknutzung an den 
Einnahmen des Veranstalters in stärkerem Maße als bisher Einfluß auf die 
Höhe der urheberrechtlichen Vergütungssätze haben soll. Sowohl die bis- 
herige als auch die z. Z. erörterte neue Tarif Struktur ermöglichen eine 
sachgerechte Berechnung der Vergütungen in den neuen Bundesländern. 


25. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möghchkeit, in 
diesem Zusammenhang die bisherigen zwei Fak- 
toren, die Saalgröße und den Einkaufspreis, um 
weitere Funktionen zu ergänzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 

Die Überlegungen zur Neugestaltung der Vergütungstarife der GEMA 
gehen u. a. dahin, den bei einer Veranstaltung tatsächlich erzielten Erlös 
und nicht lediglich hüfsweise Parameter wie Saalgröße oder Eintrittspreis 
für die Berechnungsgrundlage der urheberrechtlichen Vergütung stärker 
als bisher zu berücksichtigen. 


26. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie könnte gerade sog. „Gemischtveranstaltun- 
gen" von verschiedenen kulturellen Bereichen 
mit einer modifizierten Neuregelung der GEMA- 
Gebührenver Ordnung begegnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 

Wie bereits in der Antwort auf Frage 23 ausgeführt, sind die Vergütungs- 
sätze der GEMA in einem von dieser selbst aufgestellten Tarif und nicht in 
einer Re chtsver Ordnung geregelt. Der Tatsache, daß verschiedene Arten 
von Werken innerhalb einer Veranstaltung wiedergegeben werden, wird 
z. T. durch besondere Tarife Rechnung getragen. So besteht etwa für den 
Bereich der Kleinkunst der Tarif WR-VR-B 1, der anstelle der an sich 
einschlägigen Tarife U-VK und MU zur Anwendung kommt und in der 
Regel zu einer geringeren Belastung der Werknutzer führt. 


Welche Auskünfte kann die Bundesregierung 
zum Stand des unter Beteiligung des Bundeskri- 
minalamts geführten Ermittlungsverfahrens 
wegen Verbreitung der Schriftenreihe „Eine 
Bewegung in Waffen" wegen des Verdachts 
eines Vergehens nach § 129 a StGB geben, und 
welche Auskünfte kann die Bundesregierung 
zum Stand des ebenfalls unter Mitwirkung des 
Bundeskriminalamts geführten Ermittlungsver- 
fahrens gegen den Gründer und Leiter der 
„Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter- 
partei/Auslands- und Aufbauorganisation" 
(NSDAP/AO), Gary Rex Lauck, wegen des Ver- 
dachts eines Vergehens nach § 129 StGB geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 23. Mai 1996 

Im September 1993 hat der Generalbundesanwalt ein Ermittlungsverfah- 
ren gegen mehrere Beschuldigte wegen des Verdachts der versuchten 
Gründung einer terroristischen Vereinigung und anderer Straftaten ein- 
geleitet. Den Beschuldigten wird zur Last gelegt, bei der Abfassung, Her- 
stellung und Bearbeitung der rechtsextremistischen Schriftenreihe „Eine 
Bewegung in Waffen" mitgewirkt zu haben. Die Ermittlungen sind weit- 
gehend abgeschlossen; mit der Anklageerhebung ist in Kürze zu rechnen. 

Das Strafverfahren gegen Gary Lauck ist vor der 27. Großen Strafkammer 
des Landgerichts Hamburg eröffnet worden. Die Hauptverhandlung hat 
am 9. Mai 1996 begonnen. Ihre voraussichtliche Dauer ist z. Z. noch nicht 
absehbar. 


27. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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28. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aufgrund welcher Vorwürfe gegen Gary Rex 
Lauck wurde dieser vom Königreich Dänemark 
an die Bundesrepubhk Deutschland ausgeliefert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 23. Mai 1996 

Mit Schreiben vom 24. August 1995 hat das dänische Justizministerium 
der Staatsanwaltschaft Hamburg mitgeteilt, daß die Ausheferung von 
Gary Lauck wegen sämthcher im Haftbefehl des Amtsgerichts Hamburg 
vom 6. März 1995 auf geführten Straftaten bewilhgt worden sei. In dem 
Haftbefehl werden Gary Lauck das Verbreiten von Propagandamitteln 
verfassungswidriger Organisationen, das Verbreiten und Verwenden von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen, Volksverhetzung, die 
Einfuhr von Schriften, die zum Rassenhaß auf stacheln, und die Beteili- 
gung an einer kriminellen Vereinigung zur Last gelegt. 


29. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf, um 
künftig Vorgänge, wie den in der Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung vom 24. April 1996 geschilder- 
ten, zu verhindern, wonach von der Staatsanwalt- 
schaft Meiningen ohne richterliche Beschlagnah- 
meverfügungen 480 Polizeidienststellen in der 
Bundesrepubhk Deutschland angewiesen wor- 
den sind, Buchhandlungen nach vermeinthch 
pornographischer Literatur zu durchsuchen, und 
kann die Bundesregierung nach ihren Erkennt- 
nissen die vom Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels vertretene Auffassung bestätigen, 
die Bücherbeschlagnahme sei durch einen einzi- 
gen, übereifrigen Staatsanwalt inszeniert wor- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 


Die Durchführung der in der Frage angesprochenen Ermittlungsmaßnah- 
men einer Beschlagnahme und Durchsuchung unterfällt der alleinigen 
Zuständigkeit und Verantwortung der für die Strafverfolgung zuständi- 
gen Strafverfolgungsbehörden des Landes, im vorhegenden Fall des 
Landes Thüringen. Der Verantwortungsbereich der Bundesregierung ist 
weder unmittelbar noch mittelbar berührt. Die Bundesregierung sieht 
grundsätzlich davon ab, zu einzelnen - insbesondere laufenden - Ermitt- 
lungs- und Strafverfahren oder einzelnen Ermittlungsmaßnahmen der 
Strafverfolgungsbehörden der Länder Stellung zu nehmen. 

Nach den §§98 und 105 der Strafprozeßordnung stehen die Maßnahmen 
der Beschlagnahme und der Durchsuchung unter einem grundsätzlichen 
Richtervorbehalt. Bei Gefahr im Verzug können die Maßnahmen auch 
durch die Staatsanwaltschaft und durch ihre Hilfsbeamten (§ 152 GVG) 
angeordnet werden. Ob es sich in einem konkreten Einzelfall um eine Eil- 
maßnahme handelt, die einer Anordnung durch die Staatsanwaltschaft 
bedarf, will und kann die Bundesregierung nicht beurteilen. 
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30. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Aus welchem Grund entspricht die zusätzliche 
Unterstützungsleistung für Hinterbliebene von 
Hingerichteten oder im Gewahrsam eines unna- 
türlichen Todes Gestorbener im Abschnitt II. 4 der 
Richthnien gemäß § 18 des StrRehaG in ihrer 
Höhe nicht wie vom Rechtsausschuß einstimmig 
angedacht (vgl. Drucksache 12/2820, S. 26) einer 
Kapitalentschädigung für einen zehnjährigen 
Freiheitsentzug nach diesem Gesetz, und wie ist 
die Bundesregierung - insbesondere z. B. in 
Gesprächen mit der zuständigen Stiftung für ehe- 
malige pohtische Häfthnge - dem Prüfauftrag des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 
nachgekommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 21. Mai 1996 


Bei der Festlegung der Höhe der zusätzlich zu gewährenden Unterstüt- 
zungsleistung nach II.4 der Richtlinien zu § 18 StrRehaG galt es, unter 
fachlichen Gesichtspunkten insbesondere eine Ungleichbehandlung im 
Verhältnis zu den Hinterbliebenen derjenigen Opfer zu vermeiden, die 
zwar ein vergleichbares Verfolgungsschicksal erlitten hatten, aber nicht 
vom Strafrechthchen Rehabilitierungsgesetz, sondern vom Häftlingshilfe - 
gesetz erfaßt werden. Unterschiedliche Regelungen für diesen Personen- 
kreis im Bereich der Unterstützungsleistungen nach § 18 HHG und § 18 
StrRehaG hätten sich nicht rechtfertigen lassen. Des weiteren war zu 
berücksichtigen, daß den Hinterbliebenen von Opfern, die an den Folgen 
der Schädigung gestorben sind, über § 22 StrRehaG Versorgungsansprü- 
che in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
stehen, worunter insbesondere die einkommensunabhängige Grundrente 
nach § 40 BVG, die Waisen- und die Elternrente fallen. Bei der Bemessung 
der Höhe der zusätzhchen Unterstützungsleistungen bei dieser Gruppe 
von Berechtigten war daher auch zu berücksichtigen, daß Ansprüche auf 
entsprechende Versorgungsleistungen schon bestehen. Aus diesen Grün- 
den und unter der notwendigen Berücksichtigung der Haushaltstage 
konnte in diesem Punkt dem Ansatz des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages nicht gefolgt werden. Die Höchstgrenze für die zusätzlichen 
Unterstützungsleistungen wurde vielmehr auf den Betrag festgesetzt, der 
nach den Richthnien zu § 18 HHG und § 18 StrRehaG für Unterstützungs- 
leistung genereU vorgesehen wurde. 


31. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nieder- 
ländische Justizministerin auf einstimmige 
Aufforderungen des dortigen Parlaments am 
14. März 1996 zugesagt hat, dem Entschheßungs- 
Entwurf des EU-Rates Innen und Justiz über eine 
intensivere Nutzung und Belohnung von V-Leu- 
ten sowie Kronzeugen durch Strafverfolgungs- 
behörden (Dokument 5440/96 JUSTPEN 30) nicht 
zuzustimmen, solange der niederländische 
Untersuchungsbericht über derartige problema- 
tische Ermittlungsmethoden noch nicht aus ge- 
wertet ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
diesem Beispiel folgend, ebenfalls zunächst die 
Erkenntnisse aus jenem auch für Deutschland 
relevanten Bericht zusammen mit dem Deut- 
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sehen Bundestag auszuwerten, bevor sie - wie im 
EU- Ausschuß der ständigen Vertreter am 
14. März 1996 leider bereits geschehen - im 
EU-Ministerrat an einer Beschlußfassung über 
den genannten Resolutionsentwurf mitwirkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Mai 1996 


Auf der Tagung des Justiz- und Innenrates der EU vom 19./20. März 1996 
in Brüssel ist zu dem angesprochenen „Entwurf einer Entschließung über 
Personen, die im Rahmen der Bekämpfung der internationalen organisier- 
ten Kriminalität mit den Justizbehörden Zusammenarbeiten" seitens der 
Niederlande ein Parlamentsyorbehalt eingelegt worden. Wie bei der vor- 
bezeichneten Tagung bekannt wurde, liegt dem geltend gemachten Par- 
lamentsvorbehalt eine laufende Untersuchung des niederländischen Par- 
laments über Aktivitäten der Ermittlungsbehörden beim Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität zugrunde. 

Seitens der Bundesregierung ist nicht beabsichtigt, vor einer Beschlußfas- 
sung im Justiz- und Innenrat der EU die Erkenntnisse aus dem Unter- 
suchungsbericht des niederländischen Parlaments zusammen mit dem 
Deutschen Bundestag auszuwerten, da der Entschließungsentwurf, der 
sich im wesentlichen mit Kronzeugen sowie Zeugenschutzmaßnahmen, 
nicht aber mit sog. Vertrauenspersonen befaßt, nur empfehlenden Cha- 
rakter hat und für die Bundesrepublik Deutschland auch keinerlei gesetz- 
geberischen Handlungsbedarf begründen würde. Auf die bestehende 
Kronzeugenregelung bei terroristischen und organisiert begangenen 
Straftaten, deren Geltungsdauer unlängst verlängert worden ist, und die 
einschlägigen Zeugenschutzbestimmungen in der Strafprozeßordnung 
sowie im Gerichtsverfassungsgesetz wird insoweit verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


32. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie sehen die Zahlen des Bundesministeriums 
der Finanzen für 1994 bis 1996 entsprechend 
Drucksache 13/2238, S. 9f. für die Einnahmen 
und entsprechend Drucksache 13/2170, S. 16 
(Übersicht) für die Ausgaben aus? 


33. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie hoch sind die jährlichen Steigerungsraten 
der (bereinigten) Haushaltsausgaben der einzel- 
nen Länder seit 1993? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 15. Mai 1996 

Vorbemerkung 

Vor dem Hintergrund veränderter wirtschaftlicher Orientierungsdaten 
und ihrer Auswirkungen auf die Steuerschätzung erarbeiten die Länder 
z. Z. eigene Sparvorschläge, durch die sich die Länderhaushalte 1996 in 
noch nicht absehbarer Weise ändern werden. Von einer Übersendung von 
Zahlen für 1996 wird deshalb abgesehen. 

Die Zahlenangaben bis 1995 werden Ihnen in den nachfolgenden Über- 
sichten übersandt. 

Zu Frage 32: 

In den nachfolgenden Übersichten la und Ib sind die bereinigten Pro- 
Kopf- Ausgaben und die bereinigten Pro-Kopf- Einnahmen der westdeut- 
schen Flächenländer jeweils unter Herausrechnung der Beiträge für den 
Länderfinanzausgleich für die Jahre 1994 und 1995 dargestellt. Die Werte 
für die Flächenländer West (insgesamt) sind um die Zahlungsströme 
untereinander bereinigt. 


Übersicht 1 a 

Bereinigte Pro-Kopf- Ausgaben (ohne Beiträge für Länderfinanz aus gleich) 
der westdeutschen Flächenländer (in DM) 



1994 (Ist)i) 

1995 (Ist) 2) 

Baden-Württemberg 

4 841 

4 905 

Bayern 

4 546 

4 595 

Hessen 

4 682 

4 788 

Niedersachsen 

4 968 

4 980 

Nordrhein-Westfalen 

4 463 

4 480 

Rheinland-Pfalz 

4 944 

5 105 

Saarland 

5 639 

5 651 

Schleswig- Holstein 

5 023 

5 077 

Flächenländer West 
(insgesamt) 

4 690 

4 749 


^) Bevölkerung am 30. Juni 1994. 
^) Bevölkerung am 30. Juni 1995. 


Übersicht 1 b 

Bereinigte Pro-Kopf-Einnahmen der westdeutschen Flächenländer abzgl. 
Beiträge für Länderfinanzausgleich (in DM) 



1994 (Ist)*) 

1995 (Ist)*) 

Baden- Württemberg 

4 710 

4 546 

Bayern 

4 518 

4 386 

Hessen 

4 302 

4 305 

Niedersachsen 

4 430 

4 428 


^) Bevölkerung am 30. Juni 1994. 
2) Bevölkerung am 30. Juni 1995. 
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1994 (Ist) 1) 

1995 (Ist) 2) 

Niedersachsen 

4 430 

4 428 

Nordrhein- Westfalen 

4 111 

4 187 

Rheinland-Pfalz 

4 533 

4 681 

Saarland^) 

4 554 

4 447 

Schleswig-Holstein 

4 551 

4 583 

Flächenländer West 
(insgesamt)^) 

4 398 

4 377 


Bevölkerung am 30. Juni 1994. 

2) Bevölkerung am 30. Juni 1995. 

Ohne Sanierungshüfen. 

Zu Frage 33: 

ln der folgenden Übersicht 2 sind die Steigungsraten der bereinigten Aus- 
gaben (unter Herausrechnung der Beiträge für den Länderfinanzaus- 
gleich) der einzelnen Länder seit 1993 dar gestellt: 

Übersicht 2 

Zuwachs der bereinigten Ausgaben der einzelnen Länder 
(bereinigt um Länderfinanzausgleich) 

(Zuwachs in %) 



1993 

1994 

1995 



Ist 

Ist 


Ist 

Baden- Württemb erg 


4,8 

-h 

1,1 

+ 

1,8 

Bayern 

-h 

3,2 

-h 

1,7 

-h 

1,6 

Brandenburg 


9,7 


4,2 


1,0 

Hessen 

-h 

4,2 

+ 

1,0 

-h 

2,7 

Mecklenburg- Vorpommern 

-h 

13,0 . 


6,5 

+ 

4,9 

Niedersachsen 

+ 

3,2 

+ 

1,2 

-h 

1,1 

Nordrhein-Westfalen 


4,5 

-h 

1,8 

-h 

0,7 

Rheinland-Pfalz 

-h 

3,9 

-h 

1,5 

+ 

3,9 

Saarland 


5,4 

- 

0,6 

+ 

0,2 

Sachsen 

+ 

4,1 

-h 

1,2 

+ 

10,4 

Sachsen-Anhalt 

-h 

8,2 

+ 

4,1 

-h 

8,4 

Schleswig-Holstein 

+ 

2,7 

+ 

2,3 

+ 

1,7 

Thüringen 

-h 

10,7 

+ 

4,9 

+ 

2,0 

Berhn 


7,1 

-h 

0,7 

+ 

4,3 

Bremen 

+ 

5,3 

+ 

1,7 

+ 

1,2 

Hamburg 

+ 

6,9 


2,3 

- 

0,3 


34. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie sehen die in Drucksache 13/543, S. 12 veröf- 
fentlichten Zahlen des Bundesministeriums der 
Finanzen (absolut und pro Einwohner) nach dem 
Stand Juni 1995 und unter Einbeziehung der ent- 
sprechenden Finanzierungssalden aus? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 23. Mai 1996 

Die im Juni 1995 erstellte mittelfristige Finanzprojektion unterstellte für 
Länder und Gemeinden die folgenden konsohdierten Ausgaben und Ein- 
nahmen: 


Länder u. Gemeinden 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 




Mrd. DM 




West 








Ausgaben 

541,8 

548,9 

572 

592 

612,5 

634 

656 

Einnahmen 

510,1 

519,1 

545 

566 

595,5 

626 

657,5 

Finanzierungssaldo 

-31,7 

-29,8 

-27 

-26 i 

- 17 

- 8 

1,5 

Ost 








Ausgaben 

144,9 

150,6 

159 

164 

, 168 

171,5 

174,5 

Einnahmen 

120,9 

125,1 1 

143 

149,5 

158 

163,5 

173,5 

Finanzierungssaldo 

-24,0 

-25,5 1 

-16 

- 14,5 

- 10 

- 8 

- 1 

Daraus ergeben sich als 

„Pro- Einwohner- Zahlen" : 





Länder u. Gemeinden 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 


- DM je Einwohner^) - 

West 








Ausgaben 

8 200 

8 300 

8 700 

9 000 

9 300 

9 600 

10 000 

Einnahmen 

7 700 

7 900 

8 300 

8 600 

9 000 

9 500 

10 000 

Finanzierungssaldo 

- 500 

- 400 

- 400 

- 400 

- 300 

- 100 

0 

Ost 








Ausgaben 

9 300 

9 700 

10 200 

10 600 

10 800 

11 000 

11 200 

Einnahmen 

7 800 

8 100 

9 200 

9 600 

10 200 

10 500 

11 200 

Finanzierungssaldo 

-1 500 

- 1 600 

-1 000 

- 1 000 

- 600 

- 500 

0 


Einwohner am 31. Dezember 1994. 


35. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
den rechthchen Forderungen der Opfer von 
Zwangssterilisierung und „Euthanasie" aus der 
Zeit des Nationalsozialismus ein, die sich bis 
heute um eine Anerkennung als NS- Verfolgte mit 
entsprechenden Entschädigungsmaßnahmen für 
die erlittenen Gewalttaten bemühen, und ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die seit 
1990 bezahlte monatliche Beihilfe von 100 DM 
und die Hilfen bei besonderen Härtefällen eine 
ausreichende Entschädigung dieser Personen 
darstellt? 


36. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Sind seitens der Bundesregierung in naher 
Zukunft weitere Maßnahmen zur Rehabüitierung 
dieses Personenkreises vorgesehen, und kann in 
diesem Zusammenhang mit einer Anerkennung 
der Betroffenen als Entschädigungsberechtigte 
im Sinne des § 1 des Bundesentschädigungs- 
gesetzes (BEG) gerechnet werden? 


18 





Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4733 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 21. Mai 1996 

Der Gesetzgeber hat bei Erlaß des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 
bewußt zwischen NS-Verfolgten im Sinne des § 1 BEG und NS-Geschä- 
digten im Sinne des § 171 BEG unterschieden. Nach Maßgabe dieser Vor- 
schriften werden beide Opfergruppen rehabilitiert und abgestuft entschä- 
digt. 

Zwangssterilisierte erhalten neben den in Ihrer Frage auf geführten 
laufenden Leistungen von monatlich 100 DM eine Einmalleistung von 
5000 DM. Bei Vorliegen einer Notlage werden über die generell gewähr- 
ten 100 DM monatlich hinaus weitergehende laufende Leistungen 
gewährt. 

Eine Änderung der sorgfältig aufeinander ab gestimmten und langjährig 
praktizierten Entschädigungsregelung ist nicht beabsichtigt. 


37. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Besteue- 
rung von Kapitalerträgen einen klaren recht- 
lichen Rahmen zu schaffen und dafür zu sorgen, 
daß eine im Einklang mit den Gesetzen stehende 
Kontoführung oder Kapitalanlage im Ausland 
nicht schon an sich den Verdacht der Steuerhin- 
terziehung begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 20. Mai 1996 

Für die Besteuerung von Kapitalerträgen, einschließlich der Vorausset- 
zungen für die Aufnahme von Ermittlungshandlungen bei Verdacht der 
Steuerhinterziehung, gibt es seit eh und je einen klaren rechtlichen Rah- 
men, der durch § 20 des Einkommensteuergesetzes und § 386 Abs. 1 und 2, 
§ 399 Abs. 1 der Abgabenordnung in Verbindung mit § 152 Abs. 2, § 160 
der Strafprozeßordnung abgesteckt ist. Dabei ist es unerheblich, ob die 
Einkünfte im In- oder Ausland erzielt werden, so daß eine im Einklang mit 
den Gesetzen stehende Kontoführung oder Kapitalanlage im In- und Aus- 
land für sich allein genommen den Verdacht einer Steuerhinterziehung 
nicht zu begründen vermag. Eine Steuerhinterziehung liegt erst dann vor, 
wenn der Steuerpflichtige die im In- und Ausland bezogenen Einkünfte 
aus Kapitalvermögen gegenüber der Finanzbehörde verschweigt. Haben 
dabei Angehörige von Kreditinstituten z. B. durch Ausfüllen von Überwei- 
sungsträgern mit Phantasienamen oder den Einsatz bankinterner CpD- 
Konten mitgewirkt, kann der Verdacht der Beihilfe zur Steuerhinterzie- 
hung diesen gegenüber entstehen. 

In diesen Fällen müssen sich der Anfangsverdacht und die Ermittlungs- 
handlungen zwangsläufig auf alle über die CpD-Konten abgewickelten 
Vorgänge erstrecken. Im Beschluß vom 13. Dezember 1994 (wistra 1995 
S. 139/140 - Anlage*) hat das Bundesverfassungsgericht diese Folge im 
Hinblick auf die rechtsstaatlich erforderliche umfassende Ermittlungstä- 
tigkeit als unvermeidbar bezeichnet, auch wenn durch die Auswertung 
des Beweismaterials der Anfangsverdacht im Einzelfall später nicht erhär- 
tet wird. 

Bei dieser Rechtslage sieht die Bundesregierung keinen Handlungs- 
bedarf. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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38. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um sicherzustellen, daß die zu DDR- 
Zeiten auf dem Grundstück Seestraße 5 in 15758 
Zernsdorf entstandenen baulichen Anlagen, die 
nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts Pots- 
dam (AZ 6 K 116/93) vom 1. Februar 1995 als ge- 
sondertes Gebäudeeigentum im Besitz des Mini- 
steriums für Außenhandel der DDR waren, entge- 
gen dem Ansinnen des Alteigentümers des 
Grundstücks der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium für Wirt- 
schaft als Rechtsnachfolger, zugeschlagen wer- 
den? 


39. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Falls bislang keine derartigen Maßnahmen er- 
griffen wurden, wie läßt sich der Verzicht seitens 
des Bundesministeriums für Wirtschaft auf einen 
Gebäudebestand, dessen Wert gutachterüch auf 
ca. 600 TDM beziffert wurde, mit der gegenwärti- 
gen Haushaltstage des Bundes vereinbaren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 17. Mai 1996 


Die Anträge des Bundes und der Gemeinde Zernsdorf auf Zuordnung der 
auf der Liegenschaft aufstehenden Gebäude wurden von der Oberfinanz- 
präsidentin der Oberfinanzdirektion (OFD) Cottbus als Zuordnungsbe- 
hörde nach dem Vermögenszuordnungsgesetz abgelehnt, weil kein selb- 
ständiges Gebäudeeigentum entstanden sei. Lediglich das Inventar der 
Segelsportliegenschaft Zernsdorf wurde dem Bund, vertreten durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft, gemäß Artikel 21 Abs. 1 des Einigungs- 
vertrages zugeordnet. Gegen den Bescheid hat die Gemeinde Zernsdorf 
Klage erhoben mit der Begründung, die Gebäude seien wegen der Nut- 
zung Kommunalvermögen, 

Das Verwaltungsgericht Potsdam hat in der mündhchen Verhandlung am 
1. Februar 1995 bei der rechthchen Erörterung die Auffassung vertreten, 
wenn überhaupt selbständiges Gebäudeeigentum entstanden sei, es im 
Ergebnis jedenfalls nicht der Kommune zustehe. Daraufhin hat die 
Gemeinde den Klageantrag zurückgenommen, womit der Zuordnungsbe- 
scheid bestandskräftig geworden ist. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat zusammen mit dem Bundesmi- 
nisterium der Finanzen die Zuordnungsbehörde um eine Rücknahme des 
Bescheides ersucht. Über eine Rücknahme des Bescheides von Amts 
wegen hat die Zuordnungsbehörde nicht entschieden, weil sie sich der 
Auslegung des Verwaltungsgerichts Potsdam nicht angeschlossen hat. 
Eine Weisungsbefugnis des Bundes besteht in diesem Einzelfall nicht. Der 
Bund ist deshalb gehalten, einen Bereicherungsanspruch gegenüber dem 
Grundstückseigentümer geltend zu machen. 

Die OFD Cottbus hat den Auftrag, gegenüber dem Eigentümer des betref- 
fenden Grundstücks Wertausgleichs ansprüche hinsichthch der bau- 
hchen Anlagen zugunsten des Bundes geltend zu machen. 
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Kann die Bundesregierung die in den Beiträgen 
„Teurer Konkurs, wissende Banken" im Nach- 
richtenmagazin Focus vom 6. Mai 1996 „Gut- 
achter: Banken seit 1994 im Bilde" in der „Schwe- 
riner Volkszeitung" vom 6. Mai 1996 
zitierten Prüfergebnisse der im Auftrag der Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben arbeitenden Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft KPMG bestätigen, wonach Hausbanken 
der Bremer Vulkan Verbund AG (BW), insbe- 
sondere die Commerzbank, bereits 1994, späte- 
stens im Frühjahr 1995 über die Finanzkrise der 
BVV und die Umleitung von Geldern der Ostbe- 
triebe der BW - u. a. durch Vorabinformation an 
ihre Vetreter im Aufsichtsrat gegenüber den an- 
deren Aufsichtsräten - informiert waren bzw. hät- 
ten informiert sein müssen, und welche Konse- 
quenzen gedenkt die Bundesregierung aus die- 
sen Erkenntnissen zu ziehen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 17. Mai 1996 

Bei dem in der Presse zitierten Zwischenbericht der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft KPMG vom 23. Februar 1996 handelte es sich um erste, vor- 
läufige Ergebnisse. Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben (BvS) hat als Konsequenz aus diesen Ergebnissen der Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft am 24. Februar 1996 Strafanzeige gegen Ver- 
antwortliche der Bremer Vulkan Verbund AG wegen Untreue erstattet. 
Über weitere Konsequenzen der Bundesregierung hinsichthch des Ver- 
haltens der Banken wird nach Vorliegen der Ergebnisse der staatsanwalt- 
lichen Ermittlungen zu entscheiden sein. 


40. Abgeordnete 

Dr. Christa 
Luft 

(PDS) 


41. Abgeordnete 

Dr. Christa 
Luft 

(PDS) 


Wann und in welcher Form wird die Bundesregie- 
rung die Ergebnisse der Prüfungen der KPMG 
beim BW dem Deutschen Bundestag zugänglich 
machen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 17. Mai 1996 

Dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages wurde der erwähnte 
Bericht mit Schreiben vom 4. März 1996 an den Vorsitzenden des Haus- 
haltsausschusses mit dem Hinweis, der Bericht enthalte vertrauliche und 
zu schützende unternehmensbezogene Daten, zugänglich gemacht, ln 
seiner Sitzung am 13. März 1996 hat der Haushaltsausschuß den Zwi- 
schenbericht der KPMG ausführlich diskutiert. 


42. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Entspricht die in der aktualisierten Erklärung der 
deutschen Wirtschaft zur Klimavorsorge (Umwelt 
Nr. 5/1996) vertretene Auffassung, daß die Bun- 
desregierung endgültig auf die Einführung einer 
C02-/Energiesteuer verzichtet, der Haltung der 
Bundesregierung, und bedeutet dies, daß die 
Bundesregierung auch eine EU-weite Einfüh- 
rung einer C02-/Energiesteuer nicht weiter 
unterstützt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 23. Mai 1996 


Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für eine Harmonisierung der 
Energiebesteuerung in der EU unter C02-/Energiegesichtspunkten ein. 
Obwohl Deutschland bereits den im Jahr 1992 vorgelegten Richtlinien- 
vorschlag der Europäischen Kommission für eine EU-weite C02-/Energie- 
steuer von Anfang an engagiert unterstützt hat, konnte bisher kein Kon- 
sens hierüber erreicht werden. 

Vor diesem Hintergrund wurde die Kommission im März 1996 vom Rat der 
Wirtschafts- und Finanzfragen auf gef ordert, so rasch wie möglich neue 
Richtlinienvorschläge zu unterbreiten. In diesem Zusammenhang unter- 
stützt die Bundesregierung grundsätzlich den von der Kommission ange- 
kündigten Ansatz, die harmonisierte Mineralölsteuer unter C02-/Energie- 
gesichtspunkten ökologisch sinnvoll und wettbewerbsneutral auch auf 
andere Energieträger zu übertragen. Dabei sollten die Steuersätze für 
Mineralöle, insbesondere Kraftstoffe, zusätzlich stärker harmonisiert 
werden. 

Die Bundesregierung tritt gleichzeitig dafür ein, daß die im Rahmen von 
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft vorgenommenen G02-Minderun- 
gen bei der Ausgestaltung der Steuerpflicht berücksichtigt werden. 


43. Abgeordneter 

Heinz-Georg 

Seiffert 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den 
mit 600 DM/Jahr viel zu niedrigen Freibetrag bei 
der Besteuerung von Einsatzgeldern für Feuer- 
wehrleute und im Rettungsdienst Tätige auf 
3 600 DM/Jahr zu erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 20. Mai 1996 


Offensichtlich wird damit die Regelung in Abschnitt 13 Abs. 4 der Lohn- 
steuer-Richtlinien an gesprochen, wonach die aus öffentlichen Kassen 
gezahlte Aufwandsentschädigung regelmäßig zu einem Drittel, minde- 
stens aber mit 50 DM und höchstens 300 DM monatlich steuerfrei ist. Diese 
Regelung beruht auf der Annahme, daß den freiwüligen Feuerwehrleuten 
und den ehrenamtlich im Rettungsdienst Tätigen typischerweise tatsäch- 
lich Aufwand in dieser Höhe entsteht. Sollten die steuerfreien Beiträge im 
Einzelfall zu gering sein, können die tatsächlichen Aufwendungen nach- 
gewiesen und steuerlich berücksichtigt werden. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß die freiwilligen 
Feuerwehrleute oder im Rettungsdienst Tätige typischerweise höhere 
Aufwendungen haben. Die Bundesregierung sieht daher derzeit keine 
Möglichkeit für eine abweichende Regelung. Inzwischen hat die Finanz- 
ministerkonferenz der Länder am 25. Januar 1996 im Hinblick auf Ände- 
rungsforderungen die Innenministerkonferenz gebeten, repräsentative 
Erhebungen über die den ehrenamtlich tätigen Feuerwehrangehörigen 
entstehenden Aufwendungen vorzulegen, soweit sie ihrem Charakter 
nach den Betriebsausgaben oder Werbungskosten zugerechnet werden 
können. Das Ergebnis dieser Erhebungen bleibt abzuwarten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


44. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung über den Antrag des 
deutschen Unternehmens auf Erteilung einer 
Hermes-Bürgschaft im Zusammenhang mit der 
Fertigstellung des slowakischen Atomkraftwer- 
kes Mochovce bereits entschieden, und wenn ja, 
in welcher Höhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 22. Mai 1996 

Die Bundesregierung hat bislang noch über keinen Antrag eines deut- 
schen Unternehmens auf Erteilung einer Hermes-Bürgschaft im Zusam- 
menhang mit der Fertigstellung des slowakischen Atomkraftwerkes 
Mochovce entschieden. Über einzelne Deckungsanträge dürfen Daten 
aus rechtlichen Gründen (§ 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
Datenschutzgesetz) wegen des Schutzes der Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse antragstellender deutscher Unternehmen nicht veröffent- 
licht werden. Allerdings unterrichtet die Bundesregierung die zuständi- 
gen Ausschüsse des Deutschen Bundestages regelmäßig über Stand und 
Entwicklung der Ausfuhrgewährleistung des Bundes. 


45. Abgeordneter 

Christian 

Müller 

(Zittau) 

(SPD) 


Wie hoch sind im einzelnen, nach Ländern und 
Programmen aufgelistet, Beantragung und tat- 
sächlicher Mittelabfluß aus den Förderprogram- 
men der EU, des Bundes und der Länder in den 
neuen Bundesländern im Jahre 1995 und im 
ersten Quartal 1996? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 21. Mai 1996 

Die zentralen Förderprogramme für die wirtschaftliche Entwicklung in 
den neuen Ländern sind auf Bundesebene die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", die ERP-Kredite, das 
Eigenhilfeprogramm und die steuerlichen Hilfen in Form von Investitions- 
zulage und Sonderabschreibungen. Diese fünf Maßnahmen decken rd. 
85% des Volumens der Wirtschaftsförderung ab. Die wesentlichen Förder- 
programme der EU sind der Europäische Regionalfonds (EFRE) und der 
Europäische Sozialfonds (ESF). 

Die Bundesregierung kann keine Angaben zur Förderung durch die 
neuen Länder machen. Informationen liegen aber vor über die Bund-Län- 
der- Gemeinschaftsaufgabe. Auftragsvolumen, Zusagen/Bewilligungen 
und Auszahlungen innerhalb eines Jahres stehen bei der Gemeinschafts- 
aufgabe, den ERP-Krediten und der Eigenkapitalhilfe nicht in direktem 
Zusammenhang, da sich Anträge nur auf das laufende Jahr, die Zu- 
sagen/Bewilligungen und Auszahlungen aber auch auf Anträge aus Vor- 
jahren beziehen können. Bei den Programmen stehen bezüglich der An- 
träge, der Zusagen/Bewilligungen und Auszahlungen nicht alle Angaben 
jeweils auf gesplittet nach Ländern zur Verfügung. 
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Als Ergänzung zu nachstehenden Erläuterungen ist die „Bilanz der Wirt- 
schaftsförderung des Bundes in Ostdeutschland bis Ende 1995" (BMWi- 
Dokumentation vom April 1996) beigelegt. * ) 


1. Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" (GA) 

Bei der GA „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" betrug 
der Bewilligungsrahmen für neue Projekte 1995 insgesamt 10866 Mio. 
DM (Bundes- und Ländermittel einschließlich der im Rahmen der GA 
eingesetzten EFRE-Mittel). Dieser Rahmen wurde zu 87,5% aus ge- 
schöpft. Das Ausgabesoll an Bundesmitteln betrug 3750 Mio. DM; 
davon sind 81,8% abgeflossen. Die Angaben zum ersten Quartal 1996 
sind in der Antwort auf Frage 47 in Drucksache 13/4596 enthalten. 

Tabelle: Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" 1995 


Land 

Bewilli- 
gungs- 
rahmen 
in Mio. DM 

danon 

bewilligt 

in% 

Ausgabe- 

soll 

in Mio. DM 

Ist- 

Abflüsse 
in % 

Brandenburg 

1 820,0 

86,6 

797,8 

81,1 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

1 320,5 

90,9 

319,2 

78,0 

Sachsen- Anhalt 

225,0 

87,7 

689,4 

67,1 

Sachsen 

3 266,5 

100,0 

1 091,5 

100,0 

Thüringen 

1 607,5 

51,0 

585,1 

60,1 

Berlin-Ost 

601,6 

92,1 

267,0 

100,0 

Gesamt 

10 866,1 

87,5 

3 750,0 

81,8 


2. ERP-Kredite 

ERP-Kredite werden im Rahmen des Existenzgrün dungs-, des Aufbau- 
und des Umwelt- und Energie Sparprogramms vergeben. 1995 wurden 
Anträge in Höhe von 7886 Mio. DM gestellt, Kredite in Höhe von 
6701 Mio. DM zugesagt und 6369 Mio. DM aus gezahlt. Im ersten Quar- 
tal 1996 betrugen das Antragsvolumen 1 764 Mio. DM, die Zusagen 
1 345 Mio. DM und die Auszahlungen 1 094 Mio. DM. 

Die Verteilung der Kreditzusagen auf die Bundesländer und Pro- 
gramme ist in der beiliegenden Tabelle A * ) dargestellt. Eine Aufgliede- 
rung der Anträge und Auszahlungen nach Bundesländern und Pro- 
grammen liegt nicht vor. 


3. Eigenkapitalhilfe -Programm (EKH) 

Im Rahmen des Eigenkapitalhilfe-Programms wurden 1995 Kredite in 
Höhe von rd. 2606 Mio. DM beantragt, in Höhe von rd. 2179 Mio. DM 
bewilligt und Mittel in Höhe von rd. 2287 Mio. DM ausgezahlt. Im 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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ersten Quartal 1996 betrug das Antragsvolumen rd. 682 Mio. DM, Kre- 
dite in Höhe von rd. 473 Mio. DM wurden bewilligt, und rd. 440 Mio. DM 
wurden ausgezahlt. Eine Aufteilung der Auszahlungen nach Ländern 
liegt nicht vor. 


Tabelle: Eigenkapitalhilfe-Programm (EKH) - Anträge 


Land 

1995 

1. Quartal 1996 


Anzahl 

Antrags- 

volumen 

(TDM) 

Anzahl 

Antrags- 

volumen 

(TDM) 

Brandenburg 

2 136 

438 281 

435 

106 323,9 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

1 937 

391 994 

447 

112 148,0 

Sachsen-Anhalt 

2 280 

372 433 

480 

122 558,8 

Sachsen 

4 363 

799 094 

885 

189 572,6 

Thüringen 

2 709 

480 061 

512 

109 719,4 

Berlin-Ost 

623 

124 171 

150 

41 386,6 

Gesamt 

14 048 

2 606 034 

2 909 

681 709,3 


Tabelle: Eigenkapitalhilfe- Programm (EKH) - Bewilligungen 


Land 

1995 

1. Quartal 1996 


Anzahl 

Kredit- 

betrag 

(TDM) 

Anzahl 

Kredit- 

betrag 

(TDM) 

Brandenburg 

1 841 

353 378,8 

296 

66 459,1 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

1 625 

310 426,6 

379 

76 791,5 

Sachsen-Anhalt 

1 846 

316 350,2 

432 

84 590,8 

Sachsen 

3 806 

688 458,8 

758 

154 307,4 

Thüringen 

2 440 

420 336,0 

409 

72 165,2 

Berlin-Ost 

541 

90 427,9 

87 

18 995,3 

Gesamt 

12 099 

2 179 378,3 

2 361 

473 309,3 


4. Investitionszulage 

Im Rahmen der Gewährung von Investitionszulagen (Ost) flössen 1995 
rd. 3,6 Mrd. DM und im ersten Quartal 1996 rd. 0,64 Mrd. DM ab. Daran 
beträgt der Bundesanteil ca. 48%. Die Aussagekraft der Zuordnung auf 
die Länder ist jedoch dadurch eingeschränkt, daß diese nach dem 
Unternehmenssitz erfolgt. Zulagen für Investitionen in Ostdeutschland, 
die von Unternehmen mit Sitz in Westdeutschland vorgenommen wer- 
den, werden daher in Westdeutschland ausgewiesen (in Tabelle: 
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„West- Gesamt"). Die Zahlen sind außerdem der Saldo aus Bruttoab- 
flüssen abzüglich von Rückflüssen z. B. aufgrund von früher gewährten 
ungerechtfertigten Investitionszulagen. 


Tabelle: Investitionszulage 


Land 

Investitionszulage 
1995 
(in TDM) 

Investitionszulage 
1. Quartal 1996 
(in TDM) 

Brandenburg 

493 975 

101 151 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

356 269 

52 121 

Sachsen-Anhalt 

505 490 

93 170 

Sachsen 

914 319 

169 052 

Thüringen 

447 783 

99 595 

Berlin-Ost 

177 986 

23 460 

Ost-Gesamt 

2 895 823 

538 549 

West-Gesamt 

722 856 

104 930 

Gesamt 

3 618 680 

643 479 


5. Sonderab Schreibungen 

Die Steuermindereinnahmen aufgrund von Sonderabschreibungen für 
Investitionen in den neuen Ländern werden für 1995 auf etwa 7,8 Mrd. 
DM geschätzt, davon rd. 2,71 Mrd. DM Bundesanteil. Die entsprechen- 
den Schätzungen für 1996 gesamt belaufen sich auf 9,79 Mrd. DM, dar- 
unter Bundesanteil 3,4 Mrd. DM bei unterstelltem unveränderten Bun- 
desanteil. Angaben zur Aufteilung auf die Länder stehen nicht zur Ver- 
fügung. 


6. EU- Programme 

Der Stand der Bewilhgungen und Auszahlungen aus den EU- Struktur- 
fonds in den neuen Ländern im Rahmen des Gemeinschaftlichen För- 
derkonzepts (GFK) 1994 bis 1999 gestaltete sich im Jahre 1995 und im 
ersten Quartal 1996 nach Fonds und Ländern differenziert (siehe hei- 
ligende Tabelle B*). Die verfügbaren Mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) wurden bis Ende 1995 in den meisten Ländern voll- 
ständig bewilligt und zu ca. zwei Drittel ausgezahlt. Die Förderung aus 
dem Europäischen Regionalfonds (EFRE) verlief ebenfalls im wesent- 
lichen planmäßig. In den meisten Ländern ist der größte Teil der EFRE- 
Mittel an die GA „Verbesserung der regionalen Wirtschafts Struktur" 
gekoppelt. Die bisher nicht in Anspruch genommenen Mittel stehen bis 
1999 (Ende der Laufzeit des Gemeinschaftlichen Förderkonzepts) zur 
Verfügung. 


• ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


46. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(Oldenburg) 

(SPD) 


Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes- 
regierung, um in Zusammenarbeit mit den Nord- 
seeanrainerstaaten und im Rahmen der gemein- 
samen Fischereipolitik der EU eine deutliche 
Reduzierung der Industriefischerei („Gammel- 
fischerei") bzw. deren Verbot in bestimmten 
Bereichen der Nordsee zu erreichen, und wird sie 
die Industriefischerei zu einem Thema einer der 
nächsten Ministerratssitzungen der EU machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 15. Mai 1996 


Die Bundesregierung setzt sich seit Jahren für eine ökologisch vertretbare 
Fischerei ein. Dazu gehören insbesondere die Festsetzung von Fang- 
quoten auf der Basis verläßlicher wissenschaftlicher Empfehlungen, eine 
Einschränkung - und wo erforderlich - ein Verbot der Industriefischerei, 
die Vermeidung oder zumindest Verminderung unerwünschter Beifänge 
(auch und gerade in der Treibnetzfischerei) sowie ein Abbau der Über- 
kapazitäten bei den Fangflotten. Deutschland kann allerdings Maßnah- 
men zur Regelung der Fischerei nicht im nationalen Alleingang beschlie- 
ßen und durchsetzen. Dies kann nur im Rahmen der gemeinsamen Fische- 
reipohtik der EU geschehen. Alle Regelungen bedürfen dabei stets eines 
formellen Vorschlags der Europäischen Kommission und einer qualifizier- 
ten Mehrheit im Ministerrat. 

Obgleich in Deutschland keine Industriefischerei betrieben wird, war sich 
die Bundesregierung der Probleme dieser Fischerei stets bewußt. So hat 
sie im Verein mit anderen Mitghedstaaten bereits frühzeitig erreichen 
können, daß eine Reihe von Maßnahmen getroffen wurden, die die negati- 
ven Auswirkungen der Industriefischerei zumindest verringern: 

- Es wurden Sperrzonen (sog. „Boxen") eingerichtet, in denen die Indu- 
striefischerei auf bestimmte Fischarten (z.B. auf Sprotten und Stint- 
dorsch) verboten ist. 

- Der Beifang geschützter Konsumfischarten wurde auf 10% begrenzt. 

- Es wurde untersagt, Hering für Fischmehl- oder Fischölverarbeitung zu 
fangen und anzulanden. 

Diese Maßnahmen reichen nach Ansicht der Bundesregierung allerdings 
nicht aus, um einen ausreichenden Schutz des marinen Ökosystems zu 
gewährleisten. Sie hat deshalb die Europäische Kommission mehrfach 
aufgefordert, sich der nach wie vor existierenden Probleme der Industrie- 
fischerei anzunehmen und Lösungsvorschläge zu unterbreiten (weitere 
Einschränkung der Industriefischerei und eine bessere Kontrolle). 

Konkret hat sich die Bundesregierung u. a. dafür eingesetzt, 

- die Industriefischerei in Gebieten einzuschränken, wo hohe Beifänge 
an Konsumfischerei zu erwarten sind (z. B. beim Sprottenfang in der 
Deutschen Bucht), 
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- Gesamtfangmengen und Quoten für reine Industriefischarten (wie z. B. 
Sandaal und Stintdorsch) in einer Höhe festzusetzen, die den Konsum- 
fischen nicht die Nahrungs grundlage entzieht, 

- die gemischte Sprotten-ZJungherings-Fischerei im Skagerrak schritt- 
weise zurückzuführen und mittelfristig ganz einzustellen. 

Die Europäische Kommission hat einen entsprechenden Vorschlag bisher 
nicht vorgelegt, weil sie der Auffassung ist, daß die bisherigen wissen- 
schaftlichen Untersuchungen keine eindeutigen Hinweise für die Schäd- 
hchkeit der Industriefischerei erbracht hätten. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß sich die betreffenden 
Gremien der EU dieser Thematik auch künftig annehmen. 


47. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(Oldenburg) 

(SPD) 


Welche konkreten Schritte wird die Bundesregie- 
rung auf europäischer Ebene, z. B. im Ministerrat, 
ergreifen, um den seit 1994 mehrfach erklärten 
politischen Willen, die Treibnetzfischerei durch 
europäische Fischer und in europäischen Gewäs- 
sern zu beenden, umzusetzen, und welche Folge- 
rungen zieht die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang aus dem laufenden Verfahren 
der USA gegen Italien, das aufgrund des US-ame- 
rikanischen „High Seas Large- Scale Driftnet 
Fishing Enforcement Act" mit erheblichen Sank- 
tionen wegen fortgesetzten Verstoßes gegen 
das internationale Treibnetzfischverbot rechnen 
muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 15. Mai 1996 


Zum Verbot der Treibnetzfischerei liegt seit 1994 ein formeller Vorschlag 
der Europäischen Kommission auf dem Tisch. Er hat bislang keine Mehr- 
heit im Ministerrat gefunden. Die Bundesregierung hat sich zum wieder- 
holten Mal für ein Verbot der Treibnetzfischerei eingesetzt, so in der letz- 
ten Tagung des Fischereirates am 22. April 1996. Die meisten Mitglied- 
staaten sehe jedoch keine Notwendigkeit für ein Verbot, weil der Wissen- 
schaftlich-Technische Fischereiausschuß der EU den Einsatz der erlaub- 
ten bis zu 2,5 km langen Netze für unproblematisch hält. Verständigt hat 
sich der Fischereirat aber auf Maßnahmen für eine verstärkte Kontrolle. Im 
letzten Jahr hat die Europäische Kommission ein zusätzliches Kontroll- 
schiff gechartert und in der Biskaya eingesetzt, um die dortige Thunfisch- 
Fischerei mit Treibnetzen zu überwachen. In diesem Jahr soll das Kontroll- 
schiff die italienische Treibnetzfischerei im Mittelmeer überwachen imd 
die Einhaltung der erlaubten Netzlänge gewährleisten. Auf diese Weise 
soll auch den drohenden Handelssanktionen der USA gegen Italien 
begegnet werden. 

Ungeachtet dessen wird die Bundesregierung weiter für ein Verbot der 
Treibnetzfischerei eintreten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


48. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Verhandlun- 
gen des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung über die Verwendung der Finanzhil- 
fen des Bundes für Investitionen in Pflegeeinrich- 
tungen im Freistaat Sachsen gemäß Artikel 52 des 
Pflege-Versicherungsgesetzes - PflegeVG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 23. Mai 1996 

Sachsen hat derzeit noch keinen Zugang zu den Finanzhilfen des Bundes 
nach Artikel 52 PflegeVG, weil mit Sachsen als einzigem Bundesland die 
Verwaltungsvereinbarung nach Artikel 52 PflegeVG noch nicht zustande 
gekommen ist. Sachsen ist - im Gegensatz zu allen anderen neuen Bun- 
desländern - nicht bereit, einer Regelung zuzustimmen, die den Aus- 
schluß der Belastung Pflegebedürftiger mit Investitionskosten sicher stellt. 

In der Sache geht es darum, daß nach Auffassung des sächsischen Sozial- 
ministeriums Pflegebedürftige auch in Pflegeheimen, die zum überwie- 
genden Teil mit Bundesmitteln aus dem Solidarprogramm finanziert wer- 
den, mit Investitionskosten, die nicht durch öffentliche Förderung abge- 
deckt werden, belastet werden sollten. Gerade diese Folgewirkung soll 
aber mit der Verwaltungsvereinbarung und einer dazu gehörenden Proto- 
kollerklärung ausgeschlossen werden. Die Pflegeeinrichtungen sollen in 
voller Höhe aus öff entheben Mitteln finanziert werden, um eine Folge- 
belastung der Pflegebedürftigen zu vermeiden. Entsprechend den Ziel- 
vorstellungen des Pflege- Versicherungsgesetzes soll hiermit erreicht wer- 
den, einen möglichst großen Anteil der Pflegebedürftigen aus der Abhän- 
gigkeit von Sozialhilfe herauszuführen. 


49. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wie groß ist die Summe der Mittel, die derzeit 
beim Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung für den o.g. Zweck verfügbar sind, 
aber aufgrund der unterschiedlichen Rechtsauf- 
fassung nicht an den Freistaat Sachsen ausge- 
zahlt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 23. Mai 1996 

Beim Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung sind für Sachsen 
derzeit die Jahrestranchen 1995 und 1996 in Höhe von je 236,7 Mio. DM, 
zusammen also 473,4 Mio. DM, an Finanzhilfen aus Artikel 52 PflegeVG 
bereitgestellt. 


50. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Vertritt das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung die Auffassung, daß eine Auszah- 
lung der Finanzhilfen des Bundes für Investitio- 
nen in Pflegeeinrichtungen im Freistaat Sachsen 
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nur unter der Voraussetzung geschehen wird, 
daß eine finanzielle Belastung der Pflegebedürfti- 
gen ausgeschlossen wird, und welche Szenarien 
sind ggf. unter dieser Bedingung für die zukünf- 
tige Regelung der Investitionen in Pflegeeinrich- 
tungen im Freistaat Sachsen unter der Berück- 
sichtigung aller denkbaren Vereinbarungen zwi- 
schen der Sächsischen Staatsregierung und dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung aus 
Sicht des Bundesministeriums hinsichtlich Ver- 
wendungsmodi der Finanzhilfen nach Artikel 52 
Pflege VG denkbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 23. Mai 1996 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung vertritt die Auffas- 
sung, daß die Finanzhilfen nach Artikel 52 PflegeVG für Investitionen in 
sächsischen Pflegeeinrichtungen nur unter der Voraussetzung ausgezahlt 
werden können, daß eine finanzielle Belastung der Pflegebedürftigen in 
den geförderten Pflegeeinrichtungen mit Investitionskosten wahrend der 
Laufzeit des Programms (bis 2002) ausgeschlossen ist. 


51. Abgeordnete Würde das Bundesministerium seine Position 

Renate auch im Falle eines Rechtsstreites, ausgelöst 

Jäger durch die Klage eines Einrichtungsträgers im 

(SPD) Freistaat Sachsen auf 100 %ige Förderung einer 

bestimmten Investition in einer Pflegeeinrich- 
tung, aufrechterhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 23. Mai 1996 

Der Artikel 52 PflegeVG begründet keine Förderansprüche einzelner Ein- 
richtungsträger gegenüber dem Bund. Adressat einer Klage auf 
100%ige Förderung könnte somit allenfalls der Freistaat Sachsen sein. 


52. Abgeordneter 

Thomas 

Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den Um- 
stand, daß das Arbeitsamt in Oldenburg im Jahre 
1996 32 Beschäftigte weniger hat als 1994, ob- 
wohl die Zahl der Arbeitslosen im Bezirk im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 2800 auf 26285 angestie- 
gen ist - mit dem damit verbundenen erhöhten 
Arbeitsanfall -, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, hier im Interesse der Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch der 
Arbeitssuchenden einzugreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 20. Mai 1996 

Für die Bundesregierung steht die starke Belastung der Beschäftigten in 
der Arb eits Verwaltung in Ost und West außer Frage. Im Rahmen des ihr 
finanz- und personalpolitisch Möghchen hat die Bundesregierung ihren 
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Beitrag dazu geleistet, daß die Arbeitsverwaltung die ihr übertragenen 
Aufgaben mit Erfolg angehen kann. Die Bundesregierung hat die 
Stellenausstattung der Arbeitsverwaltung in den alten Bundesländern 
entscheidend verbessert. Die Zahl der Planstellen (einschheßhch der mit 
kw-Vermerken ausgebrachten Stellen) hat sich bei den Dienststellen der 
Bundesanstalt im Westen im Jahre 1996 im Vergleich zum Jahre 1982 um 
ca. 7 000 Stellen erhöht. Dies entspricht einem Anstieg gegenüber 1982 um 
rd. 15%. Hierin enthalten sind noch nicht die Ermächtigungen zur Einstel- 
lung von Kräften mit befristetem Arb eits vertrag sowie für Arbeiter und 
Nachwuchskräfte. Von dem vorgesehenen Personalabbau im Bundesbe- 
reich kann jedoch auch die Bundesanstalt für Arbeit nicht ausgenommen 
werden. Sie wird bis Ende 1998 rd. 2600 Stellen durch den Vollzug von 
kw-Vermerken abbauen. Damit besondere Personalprobleme vermieden 
werden und eine kontinuierliche Aufgabenerfüllung gewährleistet wird, 
hat die Bundesregierung bereits mit der Genehmigung des Haushalts 
1995 der Bundesanstalt die Möglichkeit eröffnet, mehr Dauerarbeitsplätze 
einzurichten. Daher werden bis Ende 1998 insgesamt 1489 Stellen in 
Dauerarbeitsplätze umgewandelt und die Zahl der Aushilfskräfte um 
1700 reduziert. Dadurch erhält die Bundesanstalt zusätzliche Planungs- 
sicherheit. 

Für den Bereich der Arbeitsämter gilt prinzipiell, daß die im jeweiligen 
Haushaltsjahr insgesamt zur Verfügung stehenden haushaltmäßigen 
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die ausgebrachten Stellen mit dem 
Haushaltsvermerk „künftig wegfallend - kw auf der Grundlage diffe- 
renzierter und aktueller Bemessungsrechnungen, die objektive Bela- 
stungskriterien einschließen, von der Bundesanstalt mit dem Ziel verteilt 
werden, für alle Arbeitsämter den Grad der Personalausstattung zu errei- 
chen, der ihrem jeweiligen Anteil an der Gesamtbelastung der Bundes- 
anstalt entspricht. Allein aus der Zahl des Bestands an Arbeitslosen läßt 
sich jedoch nicht der Personalbedarf bzw. die Arbeits- und Belastungssitu- 
ation eines Arbeitsamtes ermitteln. Dabei bleibt es den Direktoren der 
Arbeitsämter überlassen, in welchen Aufgabenbereichen sie die haus- 
haltsmäßigen Beschäftigungsmöglichkeiten verwenden. Im Haushalts- 
jahr 1996 stehen dem Arbeitsamt Oldenburg 19,5 Stellen für Plankräfte 
und 4,7 Ermächtigungen für befristet beschäftigte Arbeitskräfte weniger 
als im Haushaltsjahr 1994 zur Verfügung. 

Die Zahl der Arbeitslosen im Bezirk des Arbeitsamtes Oldenburg ist im 
Jahresdurchschnitt 1995 zum Vorjahr um 1450 auf 24122 angestiegen. 
Allerdings lag die jahresdurchschnittliche Anzahl der Arbeitslosen im 
Bezirk des Arbeitsamtes Oldenburg in den Jahren 1984 bis einschließlich 
1988 über der des Jahres 1995. So betrug die Zahl der Arbeitslosen im 
Jahresdurchschnitt 1985 26317. 


53. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 
(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den Um- 
stand, daß in der Arb eits Verwaltung im Bereich 
des Arbeitsamtes Oldenburg bis April bereits rd. 
3 500 Überstunden geleistet worden sind vor dem 
Hintergrund, daß - auch nach Meinung der Bun- 
desregierung - Überstunden abgebaut und Neu- 
einsteUungen gefördert werden sollten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 20, Mai 1996 

Über- bzw. Mehrarbeitsstunden werden in den Dienststellen der Bundes- 
anstalt nur im Ausnahmefall angeordnet, wenn nicht planbare, zeitlich 
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begrenzt auftretende Arbeitsspitzen oder größere Ausfälle an Arbeits- 
kapazität mit fachlich versiertem, also im jeweiligen Aufgabengebiet ein- 
gearbeitetem Personal aufgefangen werden müssen. Eine solche Maß- 
nahme ist nach Auffassung der Bundesanstalt vertretbar, wenn es bei- 
spielsweise darum geht, die Bearbeitungszeiten für Anträge auf Geld- 
leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts so kurz wie möglich zu 
halten. 

Im Arbeitsamt Oldenburg stieg, bedingt durch die zunehmende Konjunk- 
turschwäche wie auch durch die früh beginnende lang anhaltende Frost- 
periode, der Antrags eingang im Bereich Arbeitslosengeld/ Arbeitslosen- 
hilfe im Januar 1996 und in den folgenden Monaten gegenüber den Ver- 
gleichsmonaten der Jahre 1994 und 1995 in außergewöhnlichem Maße an. 
Im Bereich Kindergeld war aufgrund der Neuregelung des Familien- 
leistungsausgeleichs die möglichst reibungslose Umstellung zu Beginn 
des Jahres 1996 sicherzustellen. Auch in den anderen Bereichen waren 
- z. T. ebenfalls durch Rechtsänderungen bedingt - beträchtliche Bearbei- 
tungsrückstände auf gelaufen. Aus diesen Gründen war es in der Tat erfor- 
derlich, etwa 3500 Ober- und Mehrarbeitsstunden in den ersten vier 
Monaten des Jahres 1996 zu leisten. Allerdings waren darunter rd. 350 
Überstunden, die durch Freizeitausgleich abgegolten wurden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


54. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die offizielle Feststel- 
lung eines Sprechers des Bundesministeriums der 
Verteidigung vom 5. Mai 1996 (s. Mitteilung des 
Presse- und Informationsstabes I), die Zeitung 
„WELT am SONNTAG" verfolge eine „ideologi- 
sche Absicht" und sei zudem im Besitz einer „kul- 
turpessimistischen Gebetsmühle", und was ist 
nach Ansicht der Bundesregierung mit diesen 
Begriffen gemeint? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 20. Mai 1996 


Mit der Erklärung eines Sprechers des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung vom 5. Mai 1996 galt es, falsche Behauptungen und daraus abgelei- 
tete Schlußfolgerungen mit gezielt negativer Verstärkung in einem Arti- 
kel der „WELT am SONNTAG" vom gleichen Tag („Verweigerer-Rekord 
- Armee in Personalnot") in medienwirksamer Weise richtigzustellen. 
Diese Klarstellung erfolgte in deutlich bildhafter Sprache, nachdem in die- 
ser Zeitung wiederholt mit gleichem Tenor der Versuch unternommen 
wurde, den unzutreffenden Eindruck zu vermitteln, die Bundeswehr stehe 
vor einer krisenhaften Personalentwicklung. 

In diesem Bericht war insbesondere die Unterstellung zu korrigieren, es 
sei bereits jetzt mit einer Gesamtzahl von „deutlich mehr als 170000" An- 
trägen auf Kriegsdienstverweigerung im Jahr 1996 zu rechnen und es 
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drohe „ab 1998 ein Fehlbestand von etwa 20000 Wehrpflichtigen", wo- 
durch die Bundeswehr „in immer größere Schwierigkeiten" gerate, „den 
geplanten Umfang von 340000 Soldaten zu halten". Diese, wie die Aus- 
sage, im Jahr 1995 habe die Zahl der Verweigerer erstmals die Zahl der- 
jenigen jungen Männer überstiegen, die zur Bundeswehr gingen, entspre- 
chen nicht den Fakten. So bleibt z. B. unberücksichtigt, daß die Steigerung 
der Anzahl der Kriegsdienstverweigerungsanträge im Februar 1995 
gegenüber Februar 1994 noch 28% betrug, während die Steigerung im 
Februar 1996 im Vergleich zum Vorjahresmonat auf 0,8% (bei gleichzeiti- 
gem Anstieg der Musterungen um 21%) zurückging. Im übrigen mußte 
mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, daß sich aus solchen ersten 
Zahlen eines Jahres noch kein Trend herleiten läßt. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, daß auch durch 
mehrfache Wiederholung fehlerhafte Behauptungen und Aussagen nicht 
richtig werden. 


55. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wird durch die Verlagerung der TORNADO- 
Ausbildungseinheit nach Holloman im US-Bun- 
desstaat New Mexiko auch der Luft/Boden- 
Schießplatz in Siegenburg entlastet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 17. Mai 1996 


Am 1. Mai 1996 wurde eine Ausbildungseinheit für die Hochwertausbil- 
dung von TORNADO-Besatzungen auf dem Flugplatz Holloman Air Force 
Base, New Mexiko, USA, in Dienst gestellt. 

Der Luft/Boden-Schießplatz Siegenburg, der den US -Streitkräften gemäß 
dem Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut zur ausschließlichen 
Benutzung überlassen ist, wird durch die Luftwaffe im Rahmen ihres jähr- 
lichen Ausbildungsprogramms für schulmäßige Standard-Einsatzverfah- 
ren am Tage mitgenutzt. Die Beherrschung dieser Standard- Einsatzver- 
fahren zur Erlangung einer Grundbefähigung ist Voraussetzung für die 
Hochwertausbildung, die im wesentlichen im Ausland - zukünftig auch in 
Holloman - durchgeführt wird.' Eine Entlastung von Siegenburg ist des- 
halb nicht gegeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


56. Abgeordneter 

Wolfgang 

Dehnel 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Summe bekannt, die 
der Staat für den Unterhalt von Kindern ausgibt, 
deren Väter bzw. Mütter ihren Unterhaltsver- 
pflichtungen nicht nachkommen, und wie hoch 
wird in diesem Zusammenhang der Anteil des 
Mißbrauchs geschätzt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 15. Mai 1996 


Staatliche Unterhaltsleistungen für Kinder werden durch das Gesetz zur 
Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinerziehender Mütter und Väter 
durch Unterhaltsvorschüsse oder -ausfalleistungen (Unterhalts vor schuß - 
gesetz, UVG) und das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) gewährt. 

Die Gesamtausgaben nach dem UVG betrugen 1995 (nach Abzug der Ein- 
nahmen) 1,37 Mrd. DM, wovon Bund und Länder je die Hälfte tragen. Im 
einzelnen wird dazu auf die Anlage 1 verwiesen. *) 

Über die Ausgaben nach dem BSHG für den Unterhalt von Kindern liegen 
der Bundesregierung keine Daten vor, denn die Sozialhilfestatistik erhebt 
und weist die Ausgaben nur nach gewährten Hilfearten aus. Ausgaben 
lassen sich daher nicht einzelnen Empfängergruppen - hier Kindern - 
zuordnen. 

Zur Frage des Mißbrauchs ist folgendes anzumerken: 

a) Der Anteil der Ausgaben nach dem UVG für Unterhaltspflichtige, die 
ihrer Zahlungsverpflichtung nicht nachkommen, obwohl sie dazu in der 
Lage wären, kann nur ungefähr wie folgt geschätzt werden: 

Ausgaben nach dem UVG 1995 Bund und Länder: 

(ohne Einnahmenabzug) = 100% 

davon als Unterhaltsausfalleistung, wegen 

Leistungsunfähigkeit des Unterhaltsschuldners 

(z. B. infolge Arbeitslosigkeit, geringen 

Einkommens, Sozialhilfebezuges, Inhaftierung) 

oder nicht festgestellter Vaterschaftu. a. = ca. 65% 

Nur höchstens ca. 35% des Volumens verbleiben als Vorschußleistun- 
gen bei wahrscheinlich zahlungsfähigen Unterhaltsschuldnern (vgl. 
hierzu auch Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD „Unterhaltspflicht und Unterhaltsflucht von Vätern 
und Müttern" zu Frage 11 vom 28. Mai 1993 Drucksache 12/5052). Nur 
bezüglich dieses Volumens kommt Mißbrauch überhaupt in Betracht. 

Von diesen ca. 35% wird ein Teil im Wege des Rückgriffs zurückgeholt 
(1995 = 13%, s. Anl.). Danach kann der Anteil der mißbräuchlichen 
Verweigerung der Unterhaltszahlung auf ca. 20% geschätzt werden, 
was aber nicht mit mißbräuchlicher Inanspruchnahme von UVG-Lei- 
stungen des Kindes gleichzusetzen ist. 

b) Für Leistungen nach dem BSHG sind keine Angaben dazu möglich, in 
welchem Umfang die Sozialhilfe eintreten muß, weil die Unterhalts- 
pflichtigen sich mißbräuchlich ihrer Unterhaltspflicht entziehen. 


57. Abgeordneter 

Wolf gang 
Dehnel 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
vor, um den betroffenen Kindern den Unterhalt zu 
sichern, ohne daß der Steuerzahler weiterhin 
dafür aufkommen muß (s. Leserbrief aus „Freie 
Presse" vom 8. Mai 1996)? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Haibsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 

vom 15. Mai 1996 

a) Im Bereich des UVG sind Maßnahmen zur Entlastung der öffentlichen 
Hand nur im Bereich der Unterhaltsvorschußleistungen, nicht dagegen 
der Unterhaltsausfalleistungen möglich (s. Antwort zu Frage 56). Es 
wird versucht, über ein möglichst effizientes Rückgriff sverfahren soviel 
wie möglich von den Unterhaltsschuldnern zurückzuholen. Die Bun- 
desregierung strebt derzeit u. a. eine Verbesserung der Auskunfts- 
rechte der mit dem Rückgriff befaßten Stellen an. 

Im übrigen werden intensive Fachgespräche mit den Ländern geführt, 
die für die Durchführung des Rückgriffs zuständig sind (Bundesauf- 
tragsverwaltung). Auch dort werden derzeit alle Möglichkeiten geprüft 
und ggf. Maßnahmen ergriffen, die zu einer effizienten Durchsetzung 
von Rückgriffsansprüchen beitragen. 

b) Auch im Rahmen der Sozialhilfe sollen Unterhaltspflichtige verstärkt 
zum Unterhalt herangezogen werden. Deshalb wurde 1993 im Rahmen 
des Gesetzes zur Umsetzung des Förderalen Konsolidierungspro- 
gramms (FKPG) die Regelung des § 91 BSHG neu gefaßt und statt der 
früheren Überleitungsmöghchkeit von Unterhaltsansprüchen ein 
(zwingender) gesetzlicher Forderungsübergang geschaffen, der den 
Sozialhilfeträger grundsätzlich verpflichtet, auf ihn übergegangene 
Unterhaltsansprüche gegenüber unterhaltspflichtigen Angehörigen 
geltend zu machen und durchzusetzen. Die konsequente Durchsetzung 
dieser Ansprüche obliegt damit den örtlich zuständigen Sozialhilfe trä- 
gem. 

c) Im übrigen wird generell zur Verfolgung von Unterhaltsansprüchen 
des Kindes auf folgendes hingewiesen: 

Jede Unterhaltspflicht findet ihre objektive Grenze dort, wo der auf 
Unterhalt in Anspruch genommene Verwandte nicht mehr über die 
Mittel verfügen könnte, die er zur Befriedigung des Eigenbedarfs 
braucht. Das Unterhaltsrechts berücksichtigt bei der Bestimmung die- 
ser „Belastungsgrenze" die gesteigerte Verantwortung der Eltern 
gegenüber minderjährigen Kindern und deren besondere Schutzbe- 
dürftigkeit. Eltern sind verpflichtet, alle verfügbaren Mittel für den Kin- 
desunterhalt zu verwenden und die Arbeitskraft in verstärktem Maße 
einzusetzen. Neben den Vermögenserträgnissen haben sie auch die 
Vermögenssubstanz selbst zu verwerten, u. U. sogar dann, wenn dies 
unwirtschaftlich ist. 

Das Unterhaltsrecht erlegt dem Verpflichteten, der einem minderjäh- 
rigen Kind Unterhalt zu leisten hat, im Interesse des Kindeswohles eine 
weitgehende Einschränkung der persönlichen Lebensverhältnisse bis 
in die Nähe des Existenzsminimums auf; weitergehende Einschrän- 
kungen sind rechtspolitisch nicht angezeigt, aber auch rechtlich nicht 
möglich. 

Die Rechtsordnung schützt das unterhaltsberechtigte Kind auch straf- 
rechtlich. Die geltenden Strafbestimmungen (§ 170b des Strafgesetz- 
buches) reichen grundsätzlich aus, Unterhaltspflichtverletzungen mit 
den Mitteln des Strafrechts zu ahnden, so daß aus strafrechtlicher Sicht 
ein Handlungsbedarf nicht besteht. 


58. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Gibt es bei institutioneilen Zuwendungsempfän- 
gern im Bereich des Einzelplans 17 (Bundesmini- 
sterium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend) Personaleinsparungen, die über die (ge- 
nerelle) Einsparungsquote von 1 % hinausgehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 17. Mai 1996 


Die Einsparquote für Personaleinsparungen bei den vom Bund institutio- 
nell geförderten Zuwendungsempfängern beträgt - wie in er unmittel- 
baren Bundesverwaltung - z. Z. 1,5 % . 

Darüber hinausgehende Personaleinsparungen für die aus Einzelplan 17 
geförderten Zuwendungsempfänger gibt es nicht. 

Allerdings verfügen lediglich drei der insgesamt 32 im Einzelplan 17 insti- 
tutionell geförderten Zuwendungsempfänger über mehr als 100 Stellen. 
Da die Vielzahl der kleineren instituionell geförderten Zuwendungs- 
empfänger nicht generell aus der Einsparung ausgenommen werden kön- 
nen, ergibt sich bei diesen im Einzelfall selbst bei Einsparung von nur 
einer halben Stelle prozentual eine über 1,5% liegende Einsparquote. 
Dies wird dann jeweils in den Folgejahren ausgeglichen. 


59. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Wie stellt sich die Personalsituation im Bereich 
der institutioneilen Zuwendungsempfänger dar, 
die sich im wesentlichen mit der sozialen Integra- 
tion von jugendlichen Aussiedlern und Asylbe- 
rechtigten beschäftigen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung z. B. die Nichtverlängerung 
befristeter Verträge und den ersatzlosen Wegfall 
von Planstellen bei der Otto -Benecke- Stiftung 
e. V. in den Jahren 1994/1995 sowie im laufenden 
Jahr angesichts eines steigenden Integrationsbe- 
darfs? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 17. Mai 1996 


Die Otto-Benecke-Stiftung e.V. (OBS e.V.) ist der einzige institutionelle 
Zuwendungsempfänger, der sich im wesentlichen mit der Integration 
jugendlicher Aussiedler beschäftigt. Der OBS e.V. wurden im Rahmen 
eines Sonderprogramms 1988 zusätzlich 80,5 befristete Stellen bewilligt. 
Dies war erforderlich, um angesichts der starken Zuwanderungen in den 
Jahren 1989 und 1990 die Integrationsleistungen auf hohem Niveau fort- 
setzen zu können. 

Die Stellen waren von vornherein bis 31. Dezember 1994 befristet. Im 
Laufe des Jahres 1994 war es gelungen, für 40,5 Stellen eine Verlängerung 
der Befristung bis 31. Dezember 1996 zu erreichen. Die OBS e. V. hat ein 
Personalkonzept für 1997 mit Stellenmehrbedarf vorgelegt, das derzeit 
noch mit dem Bundesministerium der Finanzen verhandelt wird. 


60. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die erforderlichen In- 
tegrationsleistungen für Zuwanderer durch die 
Personalkürzungen im einzelnen für ausreichend 
gesichert? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 17. Mai 1996 

Im Auftrag der OBS e.V. vermitteln Sprachkursträger Deutschkurse für 
junge Aussiedler. 1993 haben 5000, 1994 3980 und 1995 4400 Stipen- 
diaten die Sprachkurse durchlaufen. 

Die Eingliederungsarbeit läuft auf hohem Niveau. Über Personalkürzun- 
gen ist derzeit noch nicht endgültig entschieden. 


61. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Kontrolle der ein- 
gesetzten Bundesmittel, z. B. für Sprachkurse, für 
ausreichend gewährleistet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Willi Hausmann 
vom 17. Mai 1996 

Seit 1992 werden die eingesetzten Bundesmittel im Rahmen des Zuwen- 
dungsrechts vergeben. Die OBS e. V. vnrd laufend vom Bundesministe- 
rium überprüft. Die OBS e. V. prüft die Verwendungsnachweise der 
Sprachkursträger auch durch zahlreiche örtliche Prüfungen. Das Ministe- 
rium prüft ebenfalls Sprachkurs träger vor Ort. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


62. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Exportverbot für britische Gelan- 
tine und Talgprodukte weiter bestehen bleibt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Mai 1996 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte über mögliche Lockerungen 
der geltenden gemeinschaftsrechtlichen Exportverbote für Erzeugnisse 
britischer Rinder erst beraten und entschieden werden, wenn ein schlüssi- 
ges Gesamtkonzept zur Tilgung der Rinderkrankheit BSE und zur Aus- 
schaltung etwaiger Gesundheitsrisiken durch eine mögliche Übertragung 
der Krankheit auf den Menschen vorgelegt worden ist. Dieses Konzept 
liegt bis heute nicht vor. 

Darüber hinaus muß die Lockerung des Exportverbotes Wissens chaftüch 
vertretbar sein. 

Eine einheitliche Auffassung der wissenschaftlichen Gremien, die die 
Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten beraten, besteht derzeit 


37 



Drucksache 13/4733 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


nicht. So haben der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuß und der Wis- 
senschaftliche Kosmetikausschuß der Europäischen Kommission sowie 
die Europäische Arzneimittelagentur empfohlen, für die Herstellung von 
Gelatine nur Ausgangsmaterialien von Rindern aus Gebieten zu verwen- 
den, in denen BSE nicht in epidemischem bzw. endemischem Umfang auf- 
tritt, bzw. keine Ausgangsmaterialien von Rindern zu verwenden, die im 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland geschlachtet wor- 
den sind. Der Wissenschaftliche Veterinärausschuß hat darauf hingewie- 
sen, daß der Sicherheit des Ausgangsmaterials besondere Bedeutung 
zukommt. 


Wie hoch ist nach Erkenntnissen der Bundes- 
regierung die Zahl der als Alzheimer diagnosti- 
zierten Fälle der letzten 15 Jahre in Deutschland, 
unterteilt nach einzelnen Jahren sowie nach 
Altersgruppen, und kann die Bundesregierung 
ausschließen, daß es sich bei den als Alzheimer 
diagnostizierten Fällen um eine atypische Form 
der seit Jahren bekannten Creutzfeldt-Jakob- 
Krankheit mit einem anderen Krankheitsbild 
handelt? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Mai 1996 

Statistische Angaben lassen sich aufgrund der Krankenkassen-Statistik 
über Arbeitsunfähigkeit und Krankenhausbehandlung nach Krankheits- 
arten (Krankheitsartenstatistik) machen, die übrigen Krankheitsfälle wer- 
den statistisch nicht erfaßt. 

In der Krankenkassen-Statistik über Arbeitsunfähigkeit und Kranken- 
hausbehandlung nach Krankheitsarten {Krankheitsartenstatistik) werden 
die Alzheimer- und die Creutzfeldt-Jakob-Krankheit nicht gesondert aus- 
gewiesen. In der Internationalen Klassifikation der Krankheiten 9. Revi- 
sion (ICD 9) gehen beide Krankheiten bei Demenz in die Schl. -Nr. 290 
(Senile und präsenile Psychosen) und bei Sklerose in die Schl. -Nr. 331 
(Sonstige zerebrale Degeneration) ein. 

Die lörankheitsfälle in den alten Bundesländern für die beiden Positionen 
haben sich wie folgt entwickelt: 

Gesetzliche Krankenversicherung 
Krankenhausfälle 


63. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Schl. -Nr. 

Jahr 

290 

331 

1986 

4 026 

1 132 

1987 

4 669 

1 466 

1988 

4 767 

1 939 

1989 

6 049 

2 734 

1990 

6 777 

3 251 

1991 

7 253 

3 538 

1992 (p)^) 

7 748 

3 664 

1993 (p)*) 

8 840 

3 791 


*) Vorläufig. 
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Aus der Todesursachenstatistik des Statistischen Bundesamtes Wiesba- 
den gehen die aus der Anlage ersichtlichen Sterbefälle durch das Alzhei- 
mer Syndrom für die Jahre 1980 bis 1994 bezogen auf das Gebiet der alten 
Bundesländer hervor. * ) 

Die Sterbefälle sind nach Altersgruppen und Geschlecht untergliedert. 

Daten zu Erkrankten (Inzidenz) an der Alzheimer Krankheit werden durch 
das Statistische Bundesamt nicht erfaßt. 

Die abrufbaren Daten der Todesscheinstatistiken weisen nach aller Erfah- 
rung eine nicht abzuschätzende Dunkelziffer auf, da bei Patienten, die an 
anderen Krankheiten versterben, die Zweitdiagnose Morbus Alzheimer 
statistisch nicht erfaßt wird. Die veröffentlichten Zahlen über die Häufig- 
keit der Alzheimer Demenz sind in der Regel extrapolierte Schätzungen 
aufgrund einzelner epidemiologischer Feldstudien. 

Danach wird bei etwa zwölf Millionen 65jähriger und älterer Bürger in 
Deutschland von ca. 660 000 mittelschwer und schwer dementen Personen 
ausgegangen. Die jährliche Neuerkrankungsrate für Demenz wird bei 
ca. 1,5% für über 65jährige angegeben. Die Neuerkrankungsrate steigt 
mit dem Alter stark an, so daß sich Verschiebungen der Altersstruktur 
(demographischer Wandel) auswirken werden. Bei bis zurd. 40% der über 
90jährigen wird von einer Altersdemenz ausgegangen. Mit dem relativen 
Anstieg der ältesten Alten, der über 90jährigen, ist von einem deutlichen 
Anstieg der Demenzprävalenz in der Bevölkerung auszugehen. 

Bei der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit zeigen die Daten der Todesur- 
sachenstatistik seit dem Beginn der Erfassung (1979) einen wahrschein- 
lich erfassungsbedingt steigenden Trend (diagnostische Aufmerksam- 
keit!). Die letzte verfügbare Angabe für das Jahr 1994 liegt mit 75 gemel- 
deten Sterbefällen im „normal" geltenden Bereich zwischen 0,5 und 1 
Erkrankung pro 1 Million Einwohner. 

Im Rahmen der Fallkontrollstudie der Universität Göttingen (Daten liegen 
ab dem zweiten Halbjahr 1993 vor) wurden bis zum Jahre 1995 eine jähr- 
liche Häufigkeit von etwa 0,75 pro 1 Million Einwohner ohne steigende 
Tendenz ermittelt. 

Auf der Grundlage der Meldedaten liegen im Robert Koch-Institut (RKI) 
gegenwärtig 111 auswertbare Einzelfallmeldungen vor (Stand 1. April 
1996 ärztliche Meldepflicht für die humanen spongiformen Enzephalopa- 
tien aufgrund der Verordnung des Bundesministers für Gesundheit mit 
Wirkung vom 1. Juli 1994). Auch die sich aus den bisherigen Meldedaten 
ergebenden Werte für Erkrankungen an der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit 
liegen in der zu erwartenden Größenordnung von unter einem Fall pro 
Million Einwohner/ Jahr. Somit ist die Zahl der Creutzfeldt-Jakob-Krank- 
heit verschwindend gering gegenüber den dementieilen Syndromen. 

Nur bei 36 der 111 einzeln erfaßten Fälle wurde die Diagnose entspre- 
chend den im RKI bzw. der Universität Göttingen vorliegenden Informa- 
tion pathologisch-histologisch bestätigt. Eine Analyse der Altersvertei- 
lung der seit 1994 gemeldeten Creutzfeldt-Jakob-Krankheitsfälle ergibt 
eine weitgehende Übereinstimmung der Meldedaten mit der Verteilung 
bei den über die Todesursachenstatistik seit 1979 erfaßten Sterbefälle. 
Veränderungen der Creutzfeldt- Jakob -Morbidität sind in Deutschland 
gegenwärtig nicht erkennbar. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzeifragen abgesehen. 
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Die Ätiologie der Alzheimer Demenz ist bisher noch ungeklärt. Nach dem 
heutigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse konnte eine infek- 
tiöse Genese der Alzheimer Demenz bisher nicht bestätigt werden, ob- 
wohl die Beteiligung unspezifischer Immunprozesse zur Diskussion steht. 
Die Alzheimer-Erkrankung, sowohl in der präsenilen als auch in der seni- 
len Manifestation, unterschiedet sich hinsichtlich des Verlaufes und des 
Krankheitsbildes deutlich von der Creutzfeldt-Jakob' sehen Krankheit, die 
wesentlich progressiver verläuft, selbst als die präsenile Manifestation der 
Alzheimer Erkrankung. Für diese insbesondere sind bisher genetische 
Prädispositionen gefunden worden. 

Pathologisch-morphologisch ist eine Unterscheidung der Alzheimer 
Krankheit von der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit gut feststellbar. 

Weitergehende Untersuchungen werden mit Antikörpern gegen das 
Prionprotein bzw. das )ß-Protein durchgeführt und führen praktisch immer 
zu einer sicheren Unterscheidung der beiden Krankheiten. 

Das Institut für Neuropathologie der Georg- August-Universität Göttingen 
hat z. B. bei insgesamt 150 beobachteten Creutzfeldt-Jakob- Fällen mit 
Hilfe von Antikörpern auch die für den Morbus Alzheimer typischen Ver- 
änderungen bei drei Fällen gefunden. Diese Pateienten haben unter bei- 
den Krankheiten gelitten. Dieses Phänomen ist in der Literatur beschrie- 
ben und ist bei der Häufigkeit der Alzheimer Erkrankung im höheren 
Lebensalter nicht verwunderlich. 

Zusammenfassend ist nach dem Stand der heutigen wissenschaftlichen 
Erkenntnis zu sagen, daß die Unterscheidung einer Alzheimer- Erkran- 
kung von der Creutzfeldt-Jakob-Erkrankung klinisch häufig, patholo- 
gisch-anatomisch praktisch immer möglich ist. Es gibt Einzelfälle, bei 
denen Patienten an beiden Krankheiten leiden. 


64. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die unter- 
schiedlichen Gebührensätze für privatzahnärzt- 
liche Leistungen in den alten und neuen Bundes- 
ländern dazu führen, daß sich Bürger aus Gebie- 
ten der alten Bundesländer, die an die neuen 
Bundesländer angrenzen, kostengünstig bei 
einem Zahnarzt in den neuen Bundesländern 
behandeln lassen, und wie beabsichtigt sie, hier 
Abhilfe zu schaffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Mai 1996 


Im Rahmen der auch für Privatpatienten freien Arzt-/Zahnarztwahl kön- 
nen sich Bürger aus den alten Bundesländern auch bei einem Zahnarzt in 
den neuen Bundesländern behandeln lassen, ohne ihre im individuellen 
Einzelfall für die Wahl des Arztes/Zahnarztes ausschlaggebenden Motive 
mitzuteilen. Vor diesem Hintergrund entzieht es sich der Kenntnis der 
Bundesregierung, ob sich Bürger aus Gebieten der alten Bundesländer, 
die an die neuen Bundesländer angrenzen, wegen der dort niedrigeren 
Gebührensätze für privatzahnärzthehe Leistungen bei einem Zahnarzt in 
den neuen Bundesländern behandeln lassen. Im übrigen steht es Patien- 
ten grundsätzlich frei, sich bei der Wahl ihres Arztes/Zahnarztes auch von 
Kostengesichtspunkten leiten zu lassen. 
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65. Abgeordnete 

Dr, Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung 
nach mehr als fünf Jahren nach der Wiederverei- 
nigung immer noch eine Vergütungshöhe von 
81% für privatzahnärztliche Leistungen in den 
neuen Ländern für gerechtfertigt, und wann ist 
mit einer Anpassung der Vergütungshöhe in den 
neuen Ländern zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Mai 1996 


Die derzeit für privatzahnärztliche - ebenso wie für privatärzthche - Lei- 
stungen in den neuen Ländern auf 81% der in den alten Ländern hierfür 
geltenden Gebührensätze begrenzte Vergütungshöhe gilt aufgrund der 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen Dritten Gebührenanpas- 
sungsverordnung vom 16. Dezember 1994 erst seit 1. Januar 1995. Zuvor 
war die nach dem Einigungsvertrag ursprünglich auf 45% der in den alten 
Ländern geltenden Gebührensätze begrenzte Vergütungshöhe stufen- 
weise zum 1. November 1991 auf 60% und zum 1. Juli 1993 auf 75% der im 
übrigen Bundesgebiet geltenden Gebührensätze angehoben worden. 
Nach der Verordnungsermächtigung im Einigungsvertrag ist die für das 
Beitrittsgebiet vorgeschriebene Vergütungshöhe in regelmäßigen Ab- 
ständen an die wirtschaftliche Entwicklung anzupassen. Dabei ist auch 
das Verhältnis der für das Beitrittsgebiet bestimmten Bezugsgröße (in der 
Sozialversicherung) zu berücksichtigen, das seit 1. Januar 1996 aufgrund 
der durch die Sozialversicherungs-Rechengrößenverordnung 1996 fest- 
gelegten Bezugsgröße 84,75% (gegenüber 81 % im Jahre 1995) beträgt. Im 
Hinblick darauf hat das Bundesministerium für Gesundheit bereits Ende 
Oktober 1995 im Rahmen eines Referentenentwurfs einer Vierten Gebüh- 
renanpassungsverordnung eine Anhebung der Vergütungshöhe für pri- 
vatärztliche und privatzahnärztliche Leistungen im Beitrittsgebiet vor- 
geschlagen. Vor dem Hintergrund der aktuellen Wirtschaftslage und der 
hiervon maßgeblich beeinflußten Tarif diskussion ist das Abstimmungs- 
verfahren innerhalb der Bundesregierung über Zeitpunkt und Umfang 
einer weiteren Gebührenanpassung noch nicht abgeschlossen. 


66 . 


Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Tatsa- 
che, daß bei der Umsetzung des § 107 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes, die Zuständigkeit für ein- 
malige Leistungen, wie beispielsweise Mietkau- 
tionen, in verschiedenen Regionen von den örtli- 
chen Trägern der Sozialhilfe unterschiedlich aus- 
gelegt wird, wodurch bei einem Umzug die Situa- 
tion entstehen kann, daß sowohl der aufneh- 
mende als auch der entlassende Sozialhilfeträger 
eine Zahlung verweigert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 20. Mai 1996 

Anders als die Fragestellung impliziert, enthält § 107 des Bundessozial- 
hilfegesetzes (BSHG) keine Zuständigkeitsregelung, sondern lediglich 
eine Kostenerstattungsvorschrift für Fälle, in denen Hilfesuchende den 
Wohnort wechseln. Gemäß § 107 Abs. 1 Satz 1 BSHG ist, wenn eine Person 
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vom Ort ihres bisherigen gewöhnhchen Aufenthaltsortes verzieht, der 
Träger der Sozialhilfe des bisherigen Aufenthaltsortes verpflichtet, dem 
nunmehr zuständigen Örtlichen Träger der Sozialhilfe die dort erforderlich 
werdende Hilfe außerhalb von Einrichtungen zu erstatten, wenn die Per- 
son innerhalb eines Monats nach dem Aufenthaltswechsel der Hilfe 
bedarf. Diese Kostenerstattungsregelung hat aber keine Bedeutung für 
die Frage, welcher Sozialhilfeträger für Leistungen im Zusammenhang 
mit einem Umzug des Hilfesuchenden zuständig ist. Hierfür gilt vielmehr 
die allgemeine Regelung des § 97 Abs. 1 Satz 1 BSHG. Danach ist für die 
Sozialhilfe örtlich zuständig der Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich 
sich der Hilfesuchende tatsächlich aufhält. Außer in den Fällen des § 97 
Abs. 1 Satz 2 BSHG endet die örtliche Zuständigkeit also grundsätzhch, 
wenn der Hilfesuchende den räumlichen Bereich des Sozialhilfeträgers 
verläßt - bei einem Wohnorts Wechsel also mit Vollzug des Umzugs. 


67. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit für 
eine klare und einheitüche Regelung der Sach- 
lage, um solche Streitfälle zu vermeiden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom20. Mai 1996 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß in der 
Sozialhilfepraxis Unklarheiten über die Zu ständigkeits Verteilung beim 
Wohnortwechsel des Hilfesuchenden bestehen. Anlaß für eine Gesetzes- 
änderung wird daher nicht gesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums fpr Verkehr 


68. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Gibt es Untersuchungen über die Belegung der 
Autobahnparkplätze, und wie sind deren Ergeb- 
nisse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21* Mai 1996 


Über die Belegung der Autobahnparkplätze gibt es verschiedene Unter- 
suchungen. Danach ist die Parknachfrage von Rastanlage zu Rastanlage 
insbesondere von der Verkehrsstärke und der Fahrtweitenstruktur des 
vorbeifließenden Verkehrs sowie dem Abstand der Rastanlagen abhän- 
gig. Sie machen ferner deutlich, daß es an Rastanlagen, die z. B. wegen 
unzureichender Ausbaumöghchkeiten nicht erweitert werden können, 
nicht nur in den Spitzenzeiten zu Überbelegungen kommt. 
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69. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
sehr unterschiedhchen Belegung von Autobahn- 
parkplätzen Maßnahmen zur besseren Informa- 
tion zu ergreifen, und auf welche Weise soll dies 
ggf. geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Mai 1996 

Im Vordergrund steht ein nachf rage gerechter, prioritätengerechter Aus- 
bau der Parkkapazitäten an dön Autobahnen. Die Bundesregierung hat 
daher ein „Ausbauprogramm zur Verbesserung des Parkflächenange- 
botes an Tank- und Rastanlagen" mit zehnjähriger Laufzeit und einem 
Mittelvolumen von 500 Mio. DM aufgelegt, welches im Jahre 1995 ange- 
laufen ist. Parkleitsysteme an Autobahnen werden angesichts der Ab- 
stände der Rastanlagen, ihrer generellen Auslastung in Spitzenzeiten wie 
auch aus Kostengründen nicht für vorteilhaft gehalten. 


70. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise soll im Blick auf die EU künftig 
das Punktesystem ä la Flensburg vereinheithcht 
werden, und was geschieht ggf. mit den vorhan- 
denen Vorgängen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Mai 1996 

Es gibt z. Z. noch keine Bestrebungen in der EU, die Punktesysteme, die 
einzelne Mitgliedstaaten haben, zu vereinheitlichen. Bislang ist lediglich 
ein Übereinkommen über die gegenseitige Anerkennung der Einziehung 
von Fahrerlaubnissen in Vorbereitung, das einen Katalog gravierender 
Verkehrsverstöße enthalten soll, die in allen Mitghedstaaten zur Entzie- 
hung der Fahrerlaubnis führen. 


71. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung getan, nachdem sie 
von Belästigungen der Bevölkerung im Raum 
Freilassing durch verspätete Landungen nach 
23.00 Uhr auf dem Flughafen Salzburg in Kennt- 
nis gesetzt worden ist, um von der Widerruf- 
klausel Gebrauch zu machen und mit dem Bun- 
desministerium für öffenthche Wirtschaft und 
Verkehr in Wien in Verhandlungen mit dem Ziel 
einzutreten, verspätete Landungen nach 23.00 
Uhr auf dem Flughafen Salzburg zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20. Mai 1996 

Nach Bekanntwerden von Verspätungshäufungen am Flughafen Salz- 
burg in den Monaten Dezember 1995 und Januar 1996 in der Nacht zwi- 
schen 23.00 Uhr und 24.00 Uhr hat das Bundesministerium für Verkehr 
zum Schutze der Nachtruhe im deutschen Grenzgebiet das österreichi- 
sche Ministerium für öffenthche Wirtschaft und Verkehr um Abhilfe 
ersucht. Dieses hat durch sofortiges Eingreifen bewirkt, daß sich die Ver- 
spätungssituation bereits seit Februar 1996 wieder mit etwa ein bis drei 
Fällen pro Monat normalisiert hat. 
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72. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wie viele der Flugreisenden aus dem Bereich 
Rosenheim — Mühldorf — Altötting — Traunstein 
— Berchtesgaden benützen nach den Erkennt- 
nissen der Bundesregierung den Flughafen 
Salzburg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20. Mai 1996 


Im Jahre 1995 sind auf dem Flughafen Salzburg 1,130 Milhonen Passa- 
giere ab gefertigt worden. Statistische Erhebungen über den Anteil der 
Passagiere aus dem deutschen Grenzraum hegen nicht vor. Nach Aus- 
kunft der Flughafen Salzburg GmbH kommt rd. ein Drittel der mit Auto 
vorfahrenden Passagiere aus den Kreisen Berchtesgaden, Traunstein und 
Rosenheim. 


73. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wann ist im Rahmen des Ausbaus der Bahn- 
strecke München — Mühldorf — Freilassing — 
Salzburg mit dem Anschluß des Flughafens 
München, Franz-Josef Strauß, an diese Strecke 
zu rechnen, und welche Vorbedingungen müssen 
insbesondere in den Streckenabschnitten Mühl- 
dorf — Freilassing — Salzburg bis zur Baureife 
des Streckenausbaus noch erfüllt werden? 


Anwtwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20. Mai 1996 


Der Anschluß des Flughafens München an der Bahnstrecke München — 
Mühldorf — Freilassing (— Salzburg) ist nicht Bestandteil des Vorhabens 
des Bundesverkehrswegeplanes „Ausbaustrecke München — Mühlberg 
— Freilassing", sondern ein eigenständiges Projekt. Bisher durchgeführte 
Untersuchungen haben keine ausreichende Wirtschaftlichkeit und 
Finanzierbarkeit aufgezeigt, so daß z. Z. keine Aussagen zu Realisierungs- 
zeitpunkten getroffen werden können. Für den Streckenabschnitt „Mühl- 
dorf — Freilassing" bedarf es bis zur Baureife noch der Optimierung der 
Planungen durch die Deutsche Bahn AG. 


74. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Seit wann gibt es den von der Bundesregierung 
erstellten imd in der Passauer Neue Presse vom 
30. April 1996 erwähnten „Projektkatalog von 
Straßenbaumaßnahmen, bei denen durch Privat- 
finanzierung ein zügiger Bau erreicht werden 
könnte", imd welche Projekte sind dort auf ge- 
führt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Mai 1996 


Der in der Passauer Neue Presse genannte „Projektkatalog" ist nicht von 
der Bundesregierung erstellt worden. Es handelt sich vielmehr um Vor- 
schläge der deutschen Bau Wirtschaft. 
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75. Abgeordneter 
Rainder 
Steenblock 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sind die in den Statistiken des Kraftfahrtbun- 
desamtes (KBA) zum „Bestand an Personenkraft- 
wagen nach Schadstoff gruppen" unterschiede- 
nen Schadstoffklassen für Benzin- und Diesel- 
Pkw (bitte getrennt ausweisen) zu den im Vor- 
schlag der Bundesregierung zur Reform der 
Kraftfahrzeugsteuer enthaltenen Gruppen EURO 3 
und 3 -Liter-Fahrzeuge, EURO 2, Fahrzeuge, die 
die EURO-2-Norm nicht erfüllen, aber bei Ozon- 
alarm fahren dürfen" sowie Fahrzeuge, die bei 
Ozonalarm Fahrverbot haben, zuzuordnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 21. Mai 1996 


EURO-3- und 3 -Liter- Fahrzeuge sind bisher noch nicht im Bestand des 
KBA enthalten. 

Zu der Fahrzeuggruppe EURO 2 gehören die Kraftfahrzeuge (Benzin- und 
Diesel- Pkw), die in den KBA- Statistiken unter EURO 2 bzw. EURO 2 G: 
92/97 aufgeführt sind. 

Zu der Fahrzeuggruppe, die die EURO-2-Norm nicht erfüllen, aber bei 
Ozonalarm fahren dürfen, gehören im allgemeinen die Kraftfahrzeuge, 
die in den KBA- Statistiken unter 

a) Anlage XXIII (US-Norm), 

b) Schadstoffarm E 1, 

c) Schadstoff arm E 2, 

d) 9 1/441 /EWG -Ausnahmen (nur Benzin-Fz), 

e) Rili 93/59/EWG Klasse I bis III 
aufgeführt sind 

sowie eine Teilmenge der Kfz, die unter 

f) Anlage XXV (Europa-Norm) und 

g) Anlage XXIV Stufen A, B und C 

aufgeführt sind und für die zusätzlich die Erfüllung einer der im Anhang 
zu § 40c Abs. 1 BImSchG (BGBl. I 1995 S. 930) in den Nummern 2.2.1 bis 
2.2.4 genannten Anforderungen nachgewiesen wird. 

Zu den Fahrzeugen, die bei Ozonalarm Fahrverbot haben, gehören alle 
Kraftfahrzeuge, die nicht unter eine der vorgenannten Fahrzeuggruppen 
(1 bis 3) fallen. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die KBA- Statistiken für die Zuordnung 
der Kraftfahrzeuge zu den unter 1 bis 3 aufgeführten Fahrzeuggruppen 
nur bedingt geeignet sind, weil der Nachweis zur Erfüllung der geforder- 
ten Anforderungen teilweise unter Nummer 33 der Fahrzeugpapiere ver- 
merkt ist und deshalb statistisch nicht erfaßt werden kann. Zudem gibt es 
die Möglichkeit, durch eine vom Kraftfahrzeughersteller auszufertigende 
Bescheinigung nachzuweisen, daß das Kraftfahrzeug anspruchsvolleren 
Abgasanforderungen genügt als aufgrund der aktuellen Eintragungen in 
den Fahrzeugpapieren zu unterstellen ist. 
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76. Abgeordneter 
Rainder 
Steenblock 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Benzin- und Diesel-Pkw (bitte getrennt 
aus weisen) des heutigen Bestandes fallen jeweils 
in die im Vorschlag der Bundesregierung zur 
Reform der Kraftfahrzeugsteuer enthaltenen 
Gruppen EURO 3 und 3 -Liter-Fahrzeuge, EURO 2, 
Fahrzeuge, die die EURO-2-Norm nicht erfüllen, 
aber bei Ozonalarm fahren dürfen", sowie Fahr- 
zeuge, die bei Ozonalarm Fahrverbot haben, und 
welche Entwicklung der jeweihgen Bestandszah- 
len erwartet die Bundesregierung in den näch- 
sten fünf Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom21. Mai 1996 


Der Bestand der Personenkraftwagen Anfang 1996 (einschließlich der vor- 
übergehend stillgelegten sowie steuerbefreiten) wird wie folgt geschätzt: 



Angaben 
in Millionen 
Kraftfahrzeuge 

Gesamtbestand 

40,5 

- davon Fahrzeuge mit Benzin-Motor 

34,9 

davon 


- EURO- 2 -Fahrzeuge 

1,5 

- EURO-1- und gleichgestellte Fahrzeuge 

21,4 

- Fahrzeuge, 

die bei Ozonalarm Fahrverbot haben 

12,0 

- davon Fahrzeuge mit Die sei- Motor 

5,6 

davon 


- EURO-2-Fahrzeuge 

0,3 

- EURO-1- und gleichgestellte Fahrzeuge 

3,6 

- Fahrzeuge, 

die bei Ozonalarm Fahrverbot haben 

1,7 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die beabsichtigte Reform der 
Kraftfahrzeugsteuer zu einer beschleunigten umweltfreundlichen Um- 
strukturierung des Pkw-Bestandes führen wird. Im Jahre 2001 dürften fast 
alle nicht Schadstoff reduzierten Pkw aus dem Bestand ausgeschieden 
sein. 


77. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welchen Stand der Vorbereitungsarbeiten für die 
Realisierung der Ortsumgehung Gommern/Dan- 
nigkow im Zuge der B 184 (Bundesverkehrs- 
wegeplan) gibt es heute, und stimmt es, daß 1997 
mit dem Baubeginn gerechnet werden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20. Mai 1996 

In Anbetracht des derzeitigen Standes der Planung für die B 184 Ortsum- 
gehung Gommern/Dannigkow — das Linienbestimmungsverfahren als 
Vorstufe der konkreten Projektplanung steht noch aus - kann ein Bau- 
beginn der Maßnahme im Jahre 1997 nicht in Aussicht gestellt werden. 


78. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Ist die Angabe von Hindernisgründen möglich, 
wenn aus heutiger Sicht der Baubeginn 1997 
gefährdet erscheint? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 20. Mai 1996 

Hinderungsgründe im Sinne der Fragestellung sind nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


79. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Angaben darüber 
vor, welche Ergebnisse der im Januar 1996 durch- 
geführte internationale Workshop beim Krebs- 
forschungszentrum Heidelberg, insbesondere im 
Zusammenhang mit den Leukämiefällen in der 
Elbmarsch, hatte? 


80. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Unter welchen Voraussetzungen ist die Bundes- 
regierung bereit, eine Fall-Kontroll-Studie zu den 
Leukämiefällen in der Elbmarsch rund um das 
Atomkraftwerk Krümmel durchzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 21. Mai 1996 

Im September 1994 wurden die vorläufigen Ergebnisse der „Retrospek- 
tiven Inzidenz Studie Elbmarsch " über die Erkrankungshäufigkeiten von 
Leukämien, malignen Lymphomen, multiplen Myelomen und von ver- 
wandten Erkrankungen in den Landkreisen Herzogtum Lauenburg, Har- 
burg und Lüneburg, 1984 bis 1993, veröffentlicht. Daraufhin kamen der 
damahge Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Dr. Klaus Töpfer, mit der Schleswig-Holsteinischen Umweltministerin, 
Edda Müller, und dem Schleswig- Holsteinischen Energieminister, Claus 
Möller, am 3. November 1994 überein (Auszug aus der Presseerklärung 
vom 3. November 1994), 
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. die in verschiedenen Regionen Deutschlands feststellbaren sponta- 
nen Häufungen von Leukämiefällen in einer umfassenden Studie auch 
fallbezogen zu untersuchen. Diese Studie soll ohne eine bestimmte 
Ausgangshypothese durchgeführt werden. Das heißt, es soll allen bis- 
her diskutierten und möglicherweise noch unbekannten Ursachen des 
gehäuften Auftretens von Leukämie erkrankun gen wissenschaftlich 
nachgegangen werden. Für die Entwicklung eines entsprechenden 
Untersuchungskonzeptes wird der Bundesumweltminister in Abstim- 
mung mit der schleswig-holsteinischen Landesregierung wissenschaft- 
liche Experten beauftragen. Dafür sollen unter anderem die Profes- 
soren Greiser und Michaelis gewonnen werden. 

Dieses von Experten entwickelte Untersuchungskonzept soll von der 
Strahlenschutzkommission und in einem wissenschaftlichen Workshop 
auch mit weiteren nationalen und internationalen Experten abschlie- 
ßend diskutiert werden. Der Bundesumweltminister wird danach diese 
Untersuchung in Auftrag geben. Das Land Schleswig-Holstein wird 
sich an den Kosten beteiligen. " 

Fünf Experten wurden mit der Erarbeitung des Studienkonzeptes von der 
Geschäftsstelle der Strahlenschutzkommission (SSK) beauftragt. Am 
10. Mai 1995 diskutierte der Ausschuß Strahlenrisiko der SSK ein erstes 
Konzept, das überwiegend von Prof. Greiser, Bremen, erarbeitet wurde. Es 
war die Binhellige Meinung des Ausschusses, daß das Konzept noch 
erheblich nachzubessern sei, da die Strahlenhypothese - entgegen der 
o. g. Vereinbarung - im Mittelpunkt der Untersuchung stehe. Ein mit den 
beauftragten Experten abgestimmte und überarbeitete Version wurde für 
Mitte Juni 1995 in Aussicht gestellt. Vorgelegt wurde jedoch eine nur 
geringfügig nachgebesserte Version, in der nach wie vor die Strahlen- 
hypothese im Mittelpunkt stand. 

Die SSK stellte zu dem Konzept fest, daß es weiterhin nicht den Vorgaben 
entsprach, da offensichtlich einzig der Zusammenhang zwischen Leukä- 
mieerkrankungen und kemtechnischen Anlagen, insbesondere dem 
Kernkraftwerk Krümmel, hergestellt werden sollte. 

Schließlich hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit - da das verabredete Vorgehen nicht zu einem abge- 
stimmten Konzept führte - in Absprache mit Vertretern des Landes Schles- 
wig-Holstein das Deutsche Krebsforschungszentrum in Heidelberg gebe- 
ten, einen internationalen Workshop durchzuführen, der am 15. und 
16. Januar 1996 in Heidelberg stattfand. Der Workshop hatte das Ziel, das 
Wissen zu den Ursachen der Leukämieentstehung zu bewerten und mög- 
lichen Forschungsbedarf zu präzisieren. 

Die Strahlenschutzkommission hat die Ergebnisse des Workshops bewer- 
tet und die folgende Empfehlung „Bewertung der Ergebnisse des Work- 
shops ,Risk Factors for Adult Leukaemias and Lymphomas', Heidelberg, 
15./16. Januar 1996" verabschiedet: 

„Am 15. und 16. Januar 1996 veranstaltete das Deutsche Krebsfor- 
schungszentrum in Heidelberg ein internationales Expertentreffen zum 
Thema ,Risk Factors für Adult Leukaemias und Lymphomas'. 

Für das Expertentreffen konnten hervorragende, international aner- 
kannte Wissenschaftler gewonnen werden. Auf dem Treffen wurden 
die wichtigen Aspekte wie Ursachen, Molekularbiologie, Pathogenese, 
Krankheitsverlauf und Epidemiologie von Leukämien und Lymphomen 
bei Erwachsenen behandelt. 

Die wesentlichen Ergebnisse des Expertentreffens sind aus Sicht der 
Strahlenschutzkommission : 
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- Die sachgerechte Klassifikation spezieller Leukämie- und Lym- 
phomformen ist äußerst schwierig. International besteht kein Kon- 
sens über einheitliche Bewertungsparameter. Dies zeigt sich darin, 
daß etwa sechs verschiedene Schemata nebeneinander verwendet 
werden, die sich nur eingeschränkt ineinander führen lassen. In 
einigen Jahren soll ein überarbeitetes und den neuesten Erkenntnis- 
sen angepaßtes Schema vorgelegt werden. Die bisher bestehenden 
Unsicherheiten bei der Klassifizierung von Leukämien und Lympho- 
men erschweren den Vergleich unterschiedhcher Studien erheblich. 

- Wissenschaftliche Bemühungen zur Klärung der Ursachen von Lym- 
phomen haben große Bedeutung, da im Gegensatz zu den Leukä- 
mien seit längerer Zeit ein deutlicher Trend steigender Lymphom- 
raten zu beobachten ist. 

- Als mögliche Ursachen für Leukämie- und Lymphomerkrankungen 
wurden diskutiert: 

Viren: 

Untersuchungen zu verschiedenen seltenen viralen Erkrankungen 
geben Anlaß, diese Hypothese nicht zu vernachlässigen. 

Chemikalien und Arzneimittel: 

Als Ursache sind beispielsweise Medikamente zur Behandlung von 
Krebserkrankungen, aber auch einige spezielle chemische Stoff- 
gruppen gesichert. 

Ionisierende Strahlung: 

Untersuchungen höher strahlenexponierter Personengruppen (wie 
z. B. in Hiroshima und Nagasaki) lassen Erkenntnisse über die Dosis- 
Wirkungs -Beziehung zu. Danach können die in seltenen Fällen auch 
in der Umgebung von kerntechnischen Anlagen auf getretenen Häu- 
fungen von Leukämieerkrankungen nicht durch ionisierende Strah- 
lung entstanden sein, denn hierzu wären Dosiswerte von einigen 
Hundert mSv erforderlich. Die tatsächlich in der Umgebung von 
kerntechnischen Anlagen ermittelte zusätzhche Strahlenexposition 
hegt aber in der Größenordnung von etwa 0,01 mSv/Jahr. 

Elektromagnetische Felder: 

Untersuchungen haben keine konsistenten Ergebnisse zu einem 
Zusammenhang zwischen elektromagnetischen Feldern und Leu- 
kämie- bzw. Lymphomentstehung erbracht. Zudem sind derzeit 
keine plausiblen Wirkungsmechanismen bekannt. 

- Leukämiecluster bei Erwachsenen sind äußerst selten. Sie werden in 
der Regel als zufällig angesehen, da nur in seltenen Fällen eine 
Erkrankungsursache identifiziert werden konnte. Ein Cluster um- 
faßt nur wenige Fälle und ist daher zur Klärung des Ursachenspek- 
trums von Leukämien wenig geeignet. Eine epidemiologische 
Untersuchung kann nicht darauf aus gerichtet sein, gleichzeitig die 
Ursache eines Clusters und die allgemeinen Ursachen eines Clusters 
von Leukämieerkrankungen zu erforschen. Untersuchungen von 
Clustern chronischer Erkrankungen mit variablen Latenzzeiten sind 
durch hohe falsch-positiv Raten und eine geringe statistische Aus- 
sagekraft erschwert. 

- Die internationalen Experten waren der Auffassung, daß neue epi- 
demiologische Studien zur Leukämie erst dann sinnvoll sein könn- 
ten, wenn die molekularen Grundlagen der Leukämieentstehung 
besser bekannt sind als heute. 
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Der von Prof. Greiser zur Tagung vorgelegte Entwurf eines Studien- 
designs für eine Leukämie- und Lymphomstudie bei Erwachsenen 
wurde ausführlich diskutiert. Die internationalen Experten sprachen 
sich gegen die Durchführung einer solchen Studie aus, da - wie es 
schon die Untersuchungen in der Umgebung von Sellafield zeigten - 
keine neuen Erkenntnisse zu den Ursachen der Leukämie- und Lym- 
phomentstehung bei Erwachsenen erwartet werden können. Von 
den Experten wurde bezweifelt, daß die dem Studiendesign zugrun- 
deliegende Inzidenzstudie weiterführende Untersuchungen, wie 
z. B. eine Fall-KontroU-Studie, rechtfertige. Weiterhin wurden Zwei- 
fel an der Wissenschaftlichkeit des Studiendesigns vorgetragen, da 
willkürlich Regionen in einen Zusammenhang mit dem KKW Krüm- 
mel gebracht werden sollen, von denen bereits bekannt ist, daß dort 
eine erhöhte Leukämieinzidenz besteht. 

Die Strahlenschutzkommission spricht sich deshalb gegen die 
Durchführung einer derartigen Studie aus. " 

Die Bundesregierung schheßt sich dieser Bewertung an. 

Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse wird in der international 
anerkannten Fachzeitschrift „Leukaemia" erscheinen. 

Das Deutsche Krebsforschungszentrum beabsichtigt, sich an einer inter- 
national koordinierten Untersuchung zu beteiligen, in der die Fragestel- 
lung der Lymphomursachen grundsätzlich auf gearbeitet werden soll. 

Um den Belangen der Bevölkerung in der Region Elbmarsch entgegenzu- 
kommen, wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß diese in die 
Studie einbezogen werden. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktor Sicherheit hat sich deshalb schon mit dem Deutschen 
Krebsforschungszentrum in Verbindung gesetzt, um dies zu erreichen. 
Die Studie wird von Prof. Dr. Cartwright aus Leeds, Großbritannien, feder- 
führend betreut. Im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ist 
beabsichtigt, einen finanziellen Beitrag zu dieser Studie zu leisten. 


81. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die betrieb- 
hche Sicherheit des Kernkraftwerks Biblis, und 
wie beabsichtigt sie, vor diesem Hintergrund auf 
die aufsichtsrechtlichen Anordnungen des Hessi- 
schen Ministeriums für Umwelt hinsichtlich der 
Brandschutzsicherheit, der polizeilichen Sicher- 
heit und der atomrechtlichen Genehmigungen zu 
reagieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 20. Mai 1996 


Zu dem Kernkraftwerk Biblis, Block B, ist festzustellen, daß die Anlage am 
13. Mai 1996 den Leistungsbetrieb wieder aufgenommen hat, nachdem 
umfangreiche sicherheitstechnische Prüfungen durch die hessische Auf- 
sichtsbehörde währen der Jahresrevision durchgeführt worden waren. 

Zu Block A des Kernkraftwerkes Biblis hat das für die Bundesaufsicht 
zuständige Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit schon in der bundesaufsichtlichen Weisung vom März 1994 
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festgestellt, daß bezüglich der vom Hessischen Ministerium für Umwelt, 
Energie, Jugend, Familie und Gesundheit angegebenen Sachverhalte, die 
u. a. den Brandschutz in den Rangierverteilerräumen und die Aspekte der 
polizeilichen Sicherheit (Sicherung) betrafen, kein Zustand vorhegt, aus 
dem sich durch die Wirkung ionisierender Strahlen Gefahren für Leben, 
Gesundheit oder Sachgüter ergeben können. 

Im Juli 1995 leitete das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie, 
Jugend, Familie und Gesundheit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit drei Entwürfe für aufsichtliche Anord- 
nungen zur BetriebseinsteUung des Kernkraftwerks Biblis, Block A, 
wegen Gefahren durch einen möglichen Brand im Rangierverteüer, man- 
gelnder Sicherung der Anlage und illegalen Betreibens einer nicht voll- 
ständig genehmigten Anlage, zu. Die Prüfungen dieser Sachverhalte 
ergaben, daß die Voraussetzungen für eine Betriebseinstellung nicht 
gegeben waren. Sie bestätigten die sicherheitstechnische Bewertung in 
der bundesaufsichtlichen Weisung vom März 1994. Sie ergaben, daß eine 
Betriebseinstellung aufgrund der noch nicht vollständigen Erfüllung ein- 
zelner nachträglicher Auflagen zur Sicherung gemäß Bescheid vom 
27. März 1991 sowie der bedingte Widerruf der Genehmigung zum Betrieb 
unverhältnismäßig und damit nicht gerechtfertigt wären. Die Prüfungen 
ergaben weiterhin, daß eine formelle Rechtswidrigkeit des Betriebs des 
Kernkraftwerks Biblis, Block A, nicht festgestellt werden konnte. 

Die Ergebnisse dieser bundesaufsichtlichen Prüfungen wurden dem Hes- 
sischen Ministerium für Umwelt, Energie, Jugend, Familie und Gesund- 
heit in einer bundesaufsichtlichen Stellungnahme am 15. Dezember 1995 
mitgeteilt. Das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie, Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit hat es in seiner Äußerung vom 22. Januar 1996, der 
Fach- und Rechtsgutachten beigefügt waren, abgelehnt, seinem Handeln 
die Sach- und Rechtsposition der bundesaufsichthcheli Stellungnahme 
zugrunde zu legen. Die Äußerung und beigefügten Gutachten werden 
z. Z. nochmals gründhch bundesaufsichtlich geprüft. 

Der Genehmigungsinhaber hat zu den noch nicht abschließend beschrie- 
benen Teüaspekten der Sicherung Konzeptionen vorgelegt, die z. Z. von 
der hessischen Genehmigungsbehörde und deren hinzugezogenen Sach- 
verständigen geprüft werden mit dem Ziel, diese Konzeptionen in prüf- 
fähige Genehmigungsanträge zu überführen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


82. Abgeordneter 

Ulrich 

Schmalz 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung ein flächendeckendes 
System von öffentlichen Telefonzellen zwecks 
Gefahrenabwehr und Daseinsfürsorge für not- 
wendig, und wenn ja, durch welche Maßnahmen 
gedenkt sie dies sicherzustellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 15. Mai 1996 


Die Bundesregierung hält eine flächendeckende Bereitstellung öffent- 
hcher Telefonstellen als Telekommunikationsdienstleistung zur Daseins- 
vorsorge im Sinne des Artikels 87 f Abs. 1 GG für unbedingt notwendig. 

Die dazu von ihr erlassene TELEKOM- Pfhchtleistungs Verordnung vom 
16. September 1992 legt im § 4 der Deutschen Telekom AG die Verpflich- 
tung auf, öffentliche Telefonstellen dem allgemeinen Bedarf entspre- 
chend flächendeckend bereitzustellen. 

Hinsichthch der Gefahrenabwehr wird auf den § 5 dieser Verordnung ver- 
wiesen, wonach die Deutsche Telekom AG zur Einrichtung von Notruf - 
möghchkeiten in öffentlichen Telefonstellen auf Antrag des zuständigen 
Bundeslandes oder eines ermächtigten Notdienstträgers gegen entspre- 
chendes Entgelt verpflichtet wird. In gleicher Weise hat die Deutsche 
Telekom AG auf Verlangen der Bundesländer oder ermächtigter Not- 
dienstträger entsprechende Leitungen bereitzustellen. 

Diese Regelungen entsprechen dem Grundsatz, daß die Erfüllung von 
Notdienstaufgaben in die Zuständigkeit des jeweiligen Bundeslandes fällt 
(Artikel 30, 70 und 83 GG). 

Der Bundesminister für Post und Telekommunikation achtet auf die Ein- 
haltung der genannten Verpflichtungen der TELEKOM-Pflichtleistungs- 
verordnung. 

Im Zusammenhang mit dem Entwurf des neuen Telekommunikationsge- 
setzes ist beabsichtigt, diese beiden Pflichtleistungen in den Bereich der 
sog. Universaldienste zu überführen. 


83. Abgeordneter 

Ulrich 

Schmalz 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die ersatz- 
lose Entfernung öffenthcher Fernsprecher in klei- 
neren Gemeinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 15. Mai 1996 

Das Bereitstellen öffenthcher Telefonstellen ist eine im öffentlichen Inter- 
esse hegende Infrastrukturleistung, die aber von der Deutschen Telekom 
AG im Wettbewerb erbracht wird. 

Wie in der Antwort auf Frage 82 ausgeführt, hat sie diese Dienstleistung 
jedoch als Pflichleistung zu erbringen und flächendeckend dem allgemei- 
nen Bedarf entsprechend anzubieten. 

Angesichts der heute vorhandenen Telefonanschlußdichte bis hin zur 
Vollversorgung in den alten Bundesländern und des inzwischen erreich- 
ten Ausbaustandes der Mobüfunknetze hat sich die Bedarfssituation für 
öffenthche Telefonstellen in den letzten Jahren jedoch deuthch verringert. 
Aus diesem Grund erfolgt durch die Deutsche Telekom AG unter Wah- 
rung der TELEKOM-Pfhchtleistungsverordnung und eines mit dem dama- 
hgen Infratsrukturrat am 21. Juni 1993 abgestimmten Konzeptes zur 
Standortoptimierung öffenthcher Telefonstellen eine Bestandsreduzie- 
rung. Dabei hat der Bundesminister für Post und Telekommunikation in 
seiner Verantwortung für die Wahrung des Infrastrukturauftrages die 
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Deutsche Telekom AG immer wieder dazu veranlaßt, nicht nur betriebs- 
wirtschafthche Gründe, wie das Unterschreiten monathcher Mindestein- 
nahmen bei öffentlichen Telefonstellen, zum alleinigen Entscheidungs- 
maßstab zu machen. Vielmehr werden auch raumordnerische, struktur- 
und sozialpolitische Kriterien in diese Prüfungen einbezogen. So werden 
besonders die für die Bürger zumutbaren Entfernungen zwischen den 
öffentlichen Telefonstellen bei den zu treffenden Entscheidungen beach- 
tet. 

Der Sicherung der Chancengleichheit ländhcher Räume im Verhältnis zu 
Verdichtungsräumen gilt dabei die spezielle Aufmerksamkeit der Bun- 
desregierung. 


84. Abgeordneter 
Ulrich 
Schmalz 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
zur Erhaltung des öff entheben Notrufnetzes, ins- 
besondere im ländlichen Raum, ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 15. Mai 1996 


Die zur Frage 83 gemachten Ausführungen zum Aufheben von Standorten 
öffentlicher Telefonstellen der Deutschen Telekom AG gelten nur unter 
Wahrung der Notrufmöghchkeiten. Bei der Aufhebung extrem unwirt- 
schaftheher Standorte führt die Deutsche Telekom AG vorher entspre- 
chende Abstimmungen mit den Ländern bzw. den ermächtigten Not- 
dienstträgern durch, so daß in diesen Fällen sichergestellt wird, daß alter- 
native Lösungen (z. B. Notrufsäulen) zur Verfügung stehen. Das güt unein- 
geschränkt auch für den ländlichen Raum. 


85. Abgeordneter 
Ulrich 
Schmalz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Demontage öffentlicher Tele- 
fonzellen aufgrund einer durch die Deutsche 
Telekom AG verfolgten unternehmerischen Stra- 
tegie erfolgt, und wenn ja, wie wird sichergestellt, 
daß dieser Abbau ausreichend mit den für Sicher- 
heit, Gefahrenabwehr und Hüfe zuständigen 
Behörden und Einrichtungen ab gestimmt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Paul Laufs 
vom IS.Mai 1996 


Wie schon in der Antwort zu Frage 83 ausgeführt, sind für die Optimierung 
und Anpassung des öffentlichen Telefonstellennetzes an die geänderte 
Bedarfssituation nicht nur betriebswirtschafthehe Gründe maßgebend. 
Allerdings muß der Deutschen Telekom AG zugestanden werden, beim 
Erbringen ihrer Pflichtleistungen auch wirtschaftliche Gesichtspunkte 
angemessen - nicht zuletzt im Interesse der Sicherung von Arbeitsplät- 
zen - zu berücksichtigen. 

Durch die von der Deutschen Telekom AG mit den Ländern bzw. den 
ermächtigten Notdienstträgern zu führenden Abstimmungen im Falle des 
Abbaues von Telefonstellen wird eine Beeinträchtigung der Notruf Situa- 
tion verhindert. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


86. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung daraus, daß das Instrument des städtebau- 
hchen Vertrages an Attraktivität für die Kommu- 
nen verhert, falls der Abschluß städtebaulicher 
Verträge durch einen Grundstückseigentümer 
als gewerbhche Tätigkeit mit den sich daraus er- 
gebenden steuerlichen Konsequenzen behandelt 
wird, und welche Konsequenzen zieht die Bun- 
desregierung daraus, daß die Kommunen dann in 
großem Umfang gezwungen sein werden - man- 
gels Mitwirkungsbereitschaft der Grundstücks- 
eigentümer zum Abschluß eines städtebauhchen 
Vertrages -, die Finanzierung von Baulandent- 
wicklungen über den Zwangserwerb und Enteig- 
nung, d. h. durch das. Instrument der städtebau- 
hchen Entwicklungssatzung, sicherzustellen? 


87. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
sich bereits abzeichnende Entlastung der Kom- 
munen bei Baulandentwicklungen durch die 
Finanzierungsregelungen in städtebaulichen 
Verträgen sicherzustellen und die Kommunen 
von den Risiken des transitorischen Erwerbes zu 
befreien? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 20. Mai 1996 


Die Bundesregierung hält den städtebaulichen Vertrag für ein attraktives 
Instrument des Städtebaurechts, um Private in die Vorbereitung und 
Durchführung städtebauhcher Maßnahmen miteinzubeziehen. Das 
Instrument des städtebaulichen Vertrages hat sich seit seiner gesetzlichen 
Regelung im Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch im Jahre 1990 in der 
Praxis bewährt. Deshalb sieht der im Mai 1996 vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vorgelegte Referentenentwurf 
zur Änderung des Baugesetzbuches die Übernahme des städtebauhchen 
Vertrages in das Dauerrecht des Bundes vor. Die Frage, ob der Abschluß 
eines städtebauhchen Vertrages für den Grundstückseigentümer eine 
Gewerbesteuerpfhcht begründen kann, ist nach den Umständen des Ein- 
zelfalles und dem konkreten Vertragsinhalt zu beurteilen. Nach einer am 
14. Mai 1996 getroffenen Entscheidung der obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder stellt der Abschluß eines städtebauhchen Vertra- 
ges als solcher noch kein Indiz für die Annahme einer gewerbhchen Teil- 
nahme am Grundstückshandel dar. Zu den für die steuerrechthche Beur- 
teilung im einzelnen einschlägigen Kriterien wird auf die Antwort des Par- 
lamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser vom 14. März 1996 in 
gleicher Sache verwiesen (Drucksache 13/4202, S. 13). 
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88. Abgeordneter 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß das Bundeskleingartengesetz 
zwingend die Installation von Solarzellen in 
Kleingärten verbietet, falls ja, teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, daß diese Regelung 
überholt und änderungsbedürftig ist, zumal der 
Vollzug in einigen Bundesländern diese Art von 
Energieversorgung in Kleingärten toleriert und 
durch die Stadt Frankfurt beispielsweise sogar 
gefördert wird? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 15. Mai 1996 

Die Versorgung der Kleingärten mit Strom - auch mit Solarstrom - ist nach 
dem Bundeskleingartengesetz (BKleinG) nicht zulässig. Die Bundesregie- 
rung hält das Gesetz insoweit auch nicht für änderungsbedürftig. 

Das BKleinG enthält zwar keine ausdrückliche Regelung über die Zuläs- 
sigkeit von Solarzellen in Kleingärten. Es geht aber davon aus, daß nur sol- 
che Versorgungseinrichtungen zulässig sind, die sich auf der bestim- 
mungsmäßigen Bodennutzung ergeben, die also die kleingärtnerische 
Nutzung, d. h. Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen und die Erholung, 
ermöglichen. Solarzellen gehören nicht hierzu. Sie sind weder Vorausset- 
zung der kleingärtnerischen Nutzung noch dienen sie ihr. 

Der Deutsche Bundestag hat in der letzten Legislaturperiode im Zusam- 
menhang mit der Novellierung des BKleinG auch die Frage der Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen in Kleingärten beraten. Er hat die Forderung, 
Ver- und Entsorgungseinrichtungen in Kleingärten zuzulassen, abgelehnt 
(Drucksache 12/6782, S. 8). Danach seien Kleingartenanlagen keine Bau- 
gebiete, die der Erholung dienen, sondern Grünflächen. Lauben in Klein- 
gärten dienten ausschließlich der kleingärtnerischen Nutzung. Ihre Aus- 
stattung und Einrichtung dürfe daher die Wohnnutzung nicht fördern. Der 
Einbau von Versorgungseinrichtungen würde aber die Wohnnutzung 
begünstigen und zur bauplanungsrechthch unerwünschten Entwicklung 
von Kleingartenanlagen zu Wochenend- und Ferienhausgebieten beitra- 
gen. Ferner bestehe auch die Gefahr, daß dann die kleingartenrechtliche 
Pachtpreisbindung verfassungsrechtlich nicht mehr zu halten sei. 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Der Pachtzins für Kleingärten 
ist bodennutzungsorientiert. Er will u. a. sicherstellen, daß für kleingärtne- 
risch genutzten Boden Pachtpreise gezahlt werden, die dieser Bodennut- 
zung entsprechen. Deshalb knüpft die Regelung über den Kleingarten- 
pachtzins an die ortsüblichen Pachtpreise im erwerbsmäßigen Obst- und 
Gemüseanbau an. Diese gesetzliche Höchstpachtzinsregelung läßt sich 
angesichts der verfassungsrechtlichen Eigentumsgarantie nur rechtfertig- 
ten, solange gewährleistet ist, daß Kleingärten ausschließlich mit Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen ausgestattet sind, die für die kleingärtnerische 
Nutzung erforderlich sind. Das ist bei Solarzellen nicht der Fall. 

In diesem Zusammenhang ist noch darauf hinzuweisen, das die Zulässig- 
keit des Einsatzes von Solarzellen in Kleingärten auch in den Ausschüssen 
der Arbeitsgemeinschaft der Bauminister der Länder (ARGEBAU) bereits 
vor einigen Jahren beraten worden ist. Die Arbeitsgemeinschaft kam zu 
dem Ergebnis, daß Solarzellen in Kleingärten aus kleingartenrechtlichen 
und baurechtlichen Gründen unzulässig sind. 

Anders zu beurteilen sind im Hinbhck auf die Ver- und Entsorgungsein- 
richtungen - also auch Solarzellen - Vereinsheime in Kleingartenanlagen. 
Die Stromversorgung der Vereinsheime stellt ihre funktionsgerechte Nut- 
zung sicher. 
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Zu bemerken ist noch, daß die Länder nach den Vorschriften des Grund- 
gesetzes die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit ausführen (Arti- 
kel 30 und 83 GG). Das gilt auch für das BKleinG. Die landeseigene Aus- 
führung von Bundesgesetzen bedeutet, daß die Länder für die Regelung 
aller im Zusammenhang mit dem verwaltungsmäßigen Vollzug von Bun- 
desgesetzen auftretenden Probleme allein zuständig sind. 


89. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die nach dem 

Christoph Altschuldenhilfe -Gesetz (AHG) für die Woh- 

Matschie nungswirtschaft bei Privatisierungen vorgese- 

(SPD) hene progressive Abführung an den Erblastentü- 

gungsfonds auf dem jetzigen oder einem anderen 
Stand einzufrieren, und wenn ja, wann ist mit 
einer Entscheidung diesbezüglich zu rechnen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 20. Mai 1996 


Die Bundesregierung prüft z. Z., ob und in welchem Umfang die gemäß § 5 
Abs. 2 AHG in den nächsten Jahren ansteigende Erlösabführungsquote 
abgeflacht und dabei in eine die Veräußerungsanstrengungen der Unter- 
nehmen begünstigende und ausreichende Liquidität erhaltende Staffe- 
lung gebracht werden kann. Mit einer Entscheidung ist spätestens im Juni 
1996 zu rechnen. 


90. Abgeordneter Welche Maßnahmen wurden bislang veranlaßt, 

Hans um illegale Schwarzarbeit auf den Baustellen des 

Wallow Bundes (für Ministerien und den Deutschen Bun- 

(SPD) destag) in Berhn zu unterbinden, und welche Er- 

gebnisse wurden dabei erzielt? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 20. Mai 1996 


Zur Vermeidung illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften auf Baustel- 
len des Bundes sind folgende grundsätzliche Regelungen getroffen: 

- Gemeinsame Regelung des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (BMBau), Bundesministeriums für Wirtschaft 
(BMWi), Bundesministeriums des Innern (BMI), Bundesministeriums 
der Verteidigung (BMVg), Bundesministeriums für Verkehr (BMV) und 
Bundesministeriums für Post und Telekommunikation (BMPT) vom 

4. März 1994 betreffend Ausschluß von Unternehmen von der Vergabe 
öffentiicher Aufträge bei illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften; 
vom BMBau für seinen Geschäftsbereich eingeführt mit Erlaß vom 

5. Aprü 1994 - B I 2 A - O 1086 - 000 - (GmBl. 1994 S. 477 ff.). 

- Zweites Gesetz zur Änderung zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und 
zur Änderung anderer Gesetze vom 26. Juli 1994; in Kraft getreten am 

1. August 1994 (BGBl. I S. 1792ff.). 

- Anwendungshinweise des BMBau für seinen Geschäftsbereich vom 

2. Dezember 1994 - B 1 2 A-O 1086 - 000 - zu seinem Erlaß vom 5. April 
1994 unter Einbeziehung der Regelungen des vorgenannten Gesetzes 
vom 26. Juli 1994. 
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Die Bundesbaudirektion (BBD), die Oberfinanzdirektion Berlin (OFD) und 
die Bundesbaugesellschaft Berlin mbH (BBB) handeln nach diesen Vorga- 
ben bei der Durchführung der Baumaßnahmen des Bundes in Berlin. 

Dementsprechend werden als vorbeugende Maßnahmen beispielsweise 

- vom Bieter vor der Auf tragsver gäbe zum Nachweis seiner Zuverlässig- 
keit gemäß § 8 Nr. 5 Abs. 2 VOB/A die Vorlage eines Auszuges aus dem 
Gewerbezentralregister verlangt, aus dem hervorgeht, daß bisher 
keine Verurteilung wegen Beschäftigung illegaler Arbeitskräfte erfolgt 
ist, 

~ in den Vergabeunterlagen folgende Vertragsbedingungen vereinbart: 

- beim Tatbestand der illegalen Beschäftigung von Arbeitskräften 
erfolgt bei einer einmaligen Verfehlung ein Ausschluß von Aufträ- 
gen der Bunde sbauverwaltung in der Regel für sechs Monate, im 
Wiederholungsfall für zwei Jahre, 

- sämtliche Maßnahmen und Erklärungspflichten gelten auch für die 
Nachuntemehmer der beauftragten Hauptauftragnehmer, 

- die örtüchen Bauleitungen des Auftraggebers haben im Rahmen 
ihrer Kontrollpflichten den Arbeitskräfte einsatz der beauftragten 
Unternehmen zu kontrollieren und ihre Kontrolltätigkeiten in den 
Bautagebüchern aktenkundig zu machen, 

- bei Verdacht oder Erkennen eines Verstoßes wegen illegaler 
Beschäftigung von Arbeitskräften ist die Bauleitung des Auftragge- 
bers verpflichtet, unverzüglich die Bundesanstalt für Arbeit, die Trä- 
ger der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung und 
die Sozialhilfe zu informieren. 

In besonderen Fällen, z.B. beim Umbau des Reichstagsgebäudes und 
beim Neubau des Bundespräsidialamtes, ist zudem das Baugelände 
durch eine Umzäunung hermetisch abgeschlossen und der Zugang nur 
über kontrollierte Einfahrten möglich. Der Zugang ist hier nur Personen 
möghch, denen ein besonderer Ausweis ausgestellt wurde. Vorausset- 
zung zur Ausstellung eines solchen Ausweises ist z. B. die Vorlage des 
Sozialversicherungsausweises und bei Arbeitnehmern aus Nicht-EG- 
Mitghedstaaten zusätzlich die Vorlage der Arbeitserlaubnis. 

Dieses aufwendige und mit zusätzlichen Kosten verbundene Verfahren 
ist allerdings nicht auf allen Baustellen möglich. 

Eine abschließende Bewertung der aufgrund des Erlasses vom 2. De- 
zember 1994 eingegangenen Erfahrungsberichte der nachgeordneten 
Behörden steht jedoch noch aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


91. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mengen deutscher Brennelemente sollen 
nach Kenntnis der Bundesregierung gemäß den 
bereits abgeschlossenen Verträgen in der schotti- 
schen Atomanlage Dounreay zwischengelagert, 
umgearbeitet bzw. wieder auf gearbeitet werden. 
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und aus welchen Anlagen stammen diese Brenn- 
elemente? (Bitte kontraktierte Mengen auf- 
schlüsseln nach Anlagen und Vertragszweck, 
jeweils mit Angaben in Tonnen Schwermetall 
und Anzahl Brennelemente.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 13. Mai 1996 

Vorbemerkung 

Im juristischen Sinne „deutsche Brennelemente" gibt es nicht, Eigen- 
tümer ist EURATOM. Eine schottische Atomanlage Dounreay gibt es 
ebenfalls nicht. Am Standort Dounreay befinden sich allerdings mehrere 
selbständige Unternehmen, deren Geschäftszweck die Erbringung von 
Dienstleistungen innerhalb des Nuklearen Brennstoffkreislaufs ist. 
Bestrahlte bzw. wiederaufgearbeitete Brennstoffe aus deutschen Kernre- 
aktoren befinden sich derzeit bei zwei dieser Unternehmen. 

Brennstoffe aus deutschen Forschungsreaktoren befinden sich in der 
Obhut der United Kingdom Atomic Energy Authority (UKAEA), einer 
staatlich britischen Einrichtung am Standort Dounreay. Unbestrahlte 
Leistungsreaktorbrennstoffe lagern am gleichen Standort, bei einem in 
Gründung befindlichen Privatunternehmen, das bisher als Commercial 
Division der UKAEA im Verantwortungsbereich des Department of Trade 
and Industry (DTI) gearbeitet hat. 

Zu Frage 91 

Bei UKAEA lagern nach derzeitigem Kenntnisstand 52 bestrahlte Brenn- 
elemente, ca, 0,0006 t Schwermetall, des HMI, die demnächst wiederauf- 
gearbeitet werden sollen. Darüber hinaus lagern dort 51 frische Brennele- 
mente, ca. 0,011 1 Schwermetall, der Kernforschungsanlage. 

Bei der Commercial Division lagern 82 unbestrahlte Brennelemente des 
SNR 300 mit einem Schwermetallanteil von ca. 2, 173 t. 


92. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Forschungsreaktoren oder sonstige 
Atomanlagen planen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung den Abschluß neuer Verträge mit der 
Atomfabrik Dounreay, wo laut „tageszeitung" 
vom 30. April 1996 das Anlagengelände an mehr 
als 1500 Stellen radioaktiv verseucht- ist, und 
welche Mengen sollen jeweils kontraktiert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 13. Mai 1996 

Derzeit werden von den Betreibern der deutschen Forschungsreaktoren 
mehrere Optionen für die Entsorgung verfolgt. Unsere bevorzugte Option 
zur Entsorgung, aus Gründen der gemeinsamen Politik der Nichtverbrei- 
tung, ist die Rückführung der verbrannten Brennelemente in die USA. Da 
dieser Weg derzeit noch mit Unsicherheiten belastet ist, werden auch wei- 
tere Optionen, darunter Dounreay, geprüft. 
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93. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den 
Beschluß des Abgeordnetenhauses von Berlin, 
die Zahlungen des Anteils des Landes Berlin an 
der Finanzierung des Instituts für Angewandte 
Chemie Berlin- Adlershof (ACA) im Jahre 1996 
um 2,04 Mio. DM, im Jahre 1997 um 7,5 Mio. DM 
zu reduzieren und die Zahlungen von Januar 
1998 an ganz einzustellen und damit aus dem 
Vertrag mit der Bundesregierung vom 23. März 
1995 auszusteigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 20. Mai 1996 

Die Bundesregierung hat mit Schreiben des Staatssekretärs beim Bundes- 
ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Dr. 
Fritz Schaumann, vom 14. März 1996 und Schreiben des Bundesministers 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie vom 21. März 1996 
der Absicht Berlins, sich aus der gemeinsamen Finanzierung des Instituts 
für Angewandte Chemie Berlin- Adlershof (ACA) zurückzuziehen, deut- 
lich widersprochen. Wenn das Land Berlin dennoch aus der gemeinsamen 
Finanzierung aussteigt, sind die Folgen von dort aus zu vertreten. 


Wäre die Bundesregierung bereit, einen neuen 
Vertrag mit dem Land Berlin auszuhandeln, der 
für einen begrenzten Zeitraum einen höheren 
Anteil der Bundesregierung (z. B. 70%) fest- 
schreibt, oder sieht sie Chancen des Instituts, sich 
bei Auslaufen der Förderung durch Land und 
Bund bis 1998 durch Einwerbung von Mitteln auf 
eigene Füße zu stellen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 20. Mai 1996 

In den anlaufenden Gesprächen zwischen dem Bund und dem Land Berhn 
werden die Möglichkeiten des ACA für eine verstärkte Drittmittelein Wer- 
bung sowie zur Konzentration der Institutsaktivitäten eine erhebliche 
Rolle spielen. Sobald die hierzu vom ACA angeforderte Stellungnahme 
vorliegt, kann auch über die Frage der künftigen Verteilung der Finanzie- 
rungslasten gesprochen werden. 


94. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Bonn, den 24. Mai 1996 
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